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Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im 
4. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1953 im Betrage von 10 000 DM und 

darüber 




Betrag der über- 



Haushalts- 

planmäßigen 


Kap. 

Tit. 

betrag 
für 1953 

und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben j 

Begründung 


DM 

DM 



02 01 
hinter 
870 

1. Stelle 


hinter 

870 

2. Stelle 


hinter 

870 

3. Stelle 


Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


*) 307 548,18 


*) 30 000,— 


*) 37 500,— 


Beschaffung von Geräten und Ausstattungsgegen- 
ständen aus Anlaß der Erweiterung des Bundes- 
hauses und Erhöhung der Anzahl der Abgeord- 
neten 

Infolge der Erhöhung der Zahl der Abgeordneten 
mußte das Bundeshaus erweitert und die hierdurch 
geschaffenen Empfangs- und Sitzungszimmmer 
sowie Dienst- und Arbeitsräume mit den notwen- 
digen Ausstattungsgegenständen und Geräten ver- 
sehen werden. Mittel hierfür waren im Haushalts- 
plan 1953 nicht vorgesehen, da die Maßnahme nicht 
voraussehbar war. Die Ausgabe ist unabweisbar. 

Kosten der Beschaffung von Einrichtungsgegen- 
ständen usw. für die Amtswohnung des Bundes- 
tagspräsidenten infolge Erweiterung 

Die bisherige dem Bundestagspräsidenten als 
Amtswohnung (mit Ausstattung) zur Verfügung 
gestellte Wohnung genügt den Anforderungen, die 
an sie im Hinblick auf die besonderen repräsenta- 
tiven Verpflichtungen des Bundestagspräsidenten 
gestellt werden, nicht mehr. Die Amtswohnung 
wurde deshalb um die im Obergeschoß gelegenen 
Räume des bundeseigenen Gebäudes erweitert. 
Gleichzeitig sind die zusätzlichen Räume mit Möbel 
usw. auszustatten. Da für diesen Zweck Haushalts- 
mittel nicht ausgebracht sind, mußte die Ausgabe 
außerplanmäßig geleistet werden. Bei Aufstellung 
des Haushaltsplans 1953 waren die mit der Vergrö- 
ßerung der Amtswohnung zusammenhängenden 
Kosten der Ausstattung nicht vorauszusehen. 

Kosten der Einrichtung der Arbeitszimmer für die 
Bundesminister im Plenarsaalanbau des Bundes- 
hauses 

Im Plenarsaalanbau sind für die Bundesminister 
16 Arbeitszimmer vorgesehen. Nach der Fertig- 
stellung der Räume waren diese beschleunigt ein- 
zurichten. Aus Zweckmäßigkeitsgründen ist verein- 
bart worden, daß die Verwaltung des Deutschen 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 
für 1953 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

Begründung 


DM 

DM 



(02 01 ) 
hinter 
870 

4. Stelle 


206 


noch Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


*) 30 000,— 


54 000,— 


294 500 — 


44 046,18 


Bundestages als hausverwaltende Stelle die Be- 
schaffung der Einrichtungen usw. im Einverneh- 
men mit der Bundesbaudirektion zu Lasten ihres 
Einzelplans durchführt. Die Ausgabe ist unabweis- 
bar. Da im Einzelplan 02 entsprechende Haushalts- 
mittel nicht vorgesehen sind, mußte die Ausgabe 
außerplanmäßig geleistet werden. 

Erweiterung und Überholung der Lautsprecher- 
und Verstärkeranlage im Plenarsaal des Bundes- 
hauses 

Nach der Erweiterung des Plenarsaales im Bundes- 
haus hat sich herausgestellt, daß die vorhandene 
Lautsprecher- und Verstärkeranlage nicht den an 
sie zu stellenden Anforderungen gewachsen ist und 
sie demzufolge erweitert und verstärkt werden 
mußte. Die Notwendigkeit dieser Maßnahme war 
bei Aufstellung des Haushaltsplans für 1953 nicht 
voraussehbar. Die Mehrausgabe ist unabweisbar. 

Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten, so- 
wie Erwerb von Haus- und Baugrundstücken 

Die bisherige dem Bundestagspräsidenten als 
Amtswohnung zur Verfügung gestellte Wohnung 
genügte den Anforderungen, die an sie im Hinblick 
auf die besonderen repräsentativen Verpflichtun- 
gen des Bundestagspräsidenten gestellt werden, 
nicht mehr. Die Amtswohnung wurde deshalb um 
die im Obergeschoß gelegenen Räume des bundes- 
eigenen Gebäudes erweitert. Diese Räume müssen 
für den genannten Zweck instandgesetzt und aus- 
gebaut werden. Außerdem sind auf Grund der Er- 
höhung der Anzahl der Abgeordneten kleinere 
Um- und Erweiterungsbauten im Bundeshaus für 
deren Unterbringung zwingend notwendig, für die 
Haushaltsmittel nicht vorhanden sind. Die nach- 
gewiesene Mehrausgabe ist deshalb unabweisbar. 
Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1953 waren 
diese Ausgaben nicht vorauszusehen. 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Die Mietzahlung für die vom Deutschen Bundestag 
im Pressehaus VI genutzten Büroräume für die 
Zeit vom 1. Dezember 1949 bis 31. März 1953 ist 
wegen der schwebenden Übernahme dieses Ge- 
bäudes durch den Bund im Rahmen des Vergleichs 
zwischen dem Bund und Nordrhein-Westfalen über 
die Erstattung von Aufwendungen für Ausbau 
und erste Einrichtungen des Bundeshauses und der 
Dienstgebäude für mehrere Bundesdienststellen in 
Bonn im Laufe des Rechnungsjahres 1949 bisher 
unterblieben. Nachdem das Pressehaus VI auf 
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Betrag der über- 



Haushalts- 

planmäßigen 


Kap. 

Tit 

betrag 
für 1953 

und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

Begründung 


DM 

DM 



(02 01) 

301 


300 


302 


noch Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


348 000,— 


4 618 000,— 


2 534 700,— 


83 000,— 


594 150, — 


420 800,— 


Grund des Üb ereignungsver träges mit dem Land 
Nordrhein-Westfalen vom 9. Mai 1953 erst mit 
Wirkung vom 1. April 1953 auf den Bund über- 
gegangen ist, ist die für den vorherliegenden Zeit- 
raum rückständige anteilige Miete nunmehr in 
einer Summe zu zahlen. Da die Zahlung der rück- 
ständigen Miete bei der Veranschlagung der Mittel 
nicht vorauszusehen war, die Mietzahlung aber 
sofort fällig ist, erweist sich die Mehrausgabe als 
unabweisbar. 

Zuschüsse an die Fraktionen des Deutschen 
Bundestages 

Die den Fraktionen zur Verfügung stehenden 
Fraktionszuschüsse haben sich als unzureichend 
erwiesen, da sich die Zahl der Mitglieder des Deut- 
schen Bundestages auf Grund des Wahlgesetzes 
zum zweiten Deutschen Bundestag vom 8. Juli 
1953 um etwa 20 v. H. vermehrt hat. Außerdem 
hat sich die zwingende Notwendigkeit ergeben, die 
Arbeitsweise der Fraktionen umzustellen und zur 
Vorbereitung der Fraktionsberatungen Arbeits- 
kreise zu schaffen. Diese Maßnahmen machen eine 
erhebliche Verstärkung des Fraktionspersonals, 
insbesondere die Einstellung von wissenschaftlich 
geschulten Sekretären für die Arbeitskreise unab- 
weisbar. Die Vermehrung der Abgeordnetenzahl 
sowie die zur Gewährleistung einer reibungslosen 
Parlamentsarbeit erforderliche Umstellung der 
Arbeitsweise der Fraktionen war bei der Aufstel- 
lung des Haushalts 1953 nicht voraussehbar. 

Aufwandsentschädigung für die Präsidenten und 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages 

Infolge der Erhöhung der Anzahl der Abgeord- 
neten und der Präsidenten im zweiten Deutschen 
Bundestag reichen die für Aufwandsentschädigun- 
gen im Rechnungsjahr 1953 veranschlagten Mittel 
nicht aus. Die Mehrausgabe ist unabweisbar und 
war bei Aufstellung des Haushalts 1953 nicht vor- 
aussehbar. 

Fahrkosten der Abgeordneten 

Infolge Erhöhung der Anzahl der Abgeordneten im 
zweiten Deutschen Bundestag reichen die für Fahr- 
kosten der Abgeordneten im Rechnungsjahr 1953 
veranschlagten Mittel nicht aus. Die Mehrausgabe 
ist unabweisbar und war bei Aufstellung des Haus- 
halts 1953 nicht voraussehbar. 
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Kap. 

Tit. 

; 

Haushalts- 
betrag 
für 1953 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

Begründung 


i DM 

DM 




Einzelplan 

03 — Bundesrat — 

03 01 

108 000,— 

12 500,— ! 

Geschäftsbedürfnisse 


200 Für die dem Verlag Dr. Heger zum Vertrieb an 

j ! andere Dienststellen überlassenen Drucksachen des 

j Bundesrates wurden seinerzeit Einnahmen von 

; etwa 12 500, — DM erwartet. Bei der Veranschla- 
gung des Haushaltsansatzes für 1953 wurde noch 
davon ausgegangen, daß die Einnahmen für den 
! Vertrieb von Drucksachen durch Rotabsetzung von 
I den Ausgaben dem Titel wieder zugeführt werden. 

: In Beachtung des § 7 der RHO (Brutloprinzip) sind 

; ab 1. April 1953 diese Beträge bei den Haushalts- 
einnahmen gebucht worden. Infolge dieser Buchung 
reichte der Haushaltsansatz 1953 nicht aus. Bei 
Kapitel 03 01 Tit. 7 sind Einnahmen in Höhe von 
; 15 883,87 DM aufgekommen. 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

04 01 — 32 000, — Einbau einer Klimaanlage in den Speisesaal des 

hinter | Hauses des Bundeskanzlers 

850 j Nach sachverständigen Feststellungen der Bundes- 

baudirektion hat sich herausgestellt, daß die 
Klimaanlage im Kabinettssitzungssaal des Hauses 
: des Bundeskanzlers nicht ausreicht, um auch den 

1 angrenzenden Speisesaal mit Frischluft zu versor- 

| | gen. Da in diesen Räumen die Empfänge stattfin- 

den, war es unabweisbar notwendig, auch in den 
I j Speisesaal eine Klimaanlage einzubauen. Diese 

| i unaufschiebbare Maßnahme war bei der Aufstel- 

lung des Haushalts 1953 nicht vorauszusehen. 

04 03 4 500 000, — 1 500 000, — j Zur Verfügung des Bundeskanzlers zur Förderung 

300 (Vorgriff) des Informationswesens 

Die Berliner Viermächtekonferenz im Januar und 
j Februar 1954 hat die Bundesregierung vor um- 

fangreiche zusätzliche Informationsaufgaben gegen - 
i über dem In- und Ausland gestellt, die nicht vor- 

i hergesehen werden konnten. Zur Wahrnehmung 

i ! der dringlichsten Informationsbelange, die sich aus 

I | | diesem Anlaß ergaben, war ein überplanmäßiger 

Kostenaufwand in der angegebenen Höhe erfor- 
, derlich. 

04 01 — *) 15 300, — Erstanschaffung von Geräten, Ausstattungsgegen- 

hinter ständen und Büromaschinen in den Diensträumen 

850 ; i Infolge Änderung des Eingliederungsplanes ab 1953 

sind die Kosten für die Ergänzung (Erstanschaf- 
fung) der Geräte, Ausstattungsgegenstände und 
j Büromaschinen in den Diensträumen nicht mehr 
i I bei den Titeln 201 , a und 201 , b der fortdauernden 

j | Ausgaben, sondern bei den einmaligen Ausgaben zu 

j | I buchen. Im Einzelplan 04 Kap. 04 01 sind Mittel 
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Betrag der über- 



Haushalts- 

planmäßigen 


Kap. 

Tit. 

betrag 
für 1953 

und der *) außer- 
planmäßigen 

Ausgaben 

Begründung 


DM 

DM 



(04 01) 
hinter 
850 


04 04 
104 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


I hierfür jedoch noch bei den Titeln 201 , a und 
201 , b entsprechend dem bisherigen Eingliede- 
| rungsplan in Höhe von 12 300, — DM veranschlagt 
worden. Diese Fehlveranschlagung wurde dadurch 
geheilt, daß einer außerplanmäßigen Ausgabe bei 
! dem Abschnitt Einmalige Ausgaben unter Einspa- 
! rung der entsprechenden Ansätze bei den Sachaus- 
| gaben zugestimmt wurde. Darüber hinaus sind 
infolge zusätzlicher, aus repräsentativen Gründen 
nicht zu umgehender Beschaffung von Fenster- 
vorhängen weitere 3000, — DM erforderlich. Es 
handelt sich um die Fenster in den Fluren des Erd- 
und des I, Obergeschosses des Hauses Schaumburg, 
an denen bisher noch Vorhänge fehlten. Das unab- 
weisbare Bedürfnis hat sich erst im Laufe des 
Rechnungsjahres 1953 aus Anlaß des Besuchs hoch- 
stehender ausländischer Gäste ergeben. Bei der 
Aufstellung des Haushalts 1953 war die Maßnahme 
nicht voraussehbar. 

Einsparung an anderer Stelle, 


*) 12 300, 


1 457 600,— 361 800,— 



Erstmalige Anschaffung von Geräten und Büro- 
maschinen in den Diensträumen 

Durch die vorstehende Ausgabebewilligung ist die 
Zustimmung zur Leistung einer außerplanmäßigen 
Ausgabe für den gleichen Zweck im 2. Vierteljahr 
des Rechnungsjahres 1953 überholt und zurück- 
gezogen worden. 

Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte 

a) Vergütungen der Angestellten 
Bei der unvorhergesehenen Dauer der Verhand- 
lungen über den Abschluß des EVG-Vertrages 
mußten die mit den Sachverständigen für militä- 
rische Fragen abgeschlossenen kurzfristigen Ar- 
beitsverträge immer wieder verlängert werden. 
Arbeitsrechtlich gesehen, führte diese Aneinander- 
reihung von kurzfristigen Arbeitsverträgen zu dem 
gleichen Rechtsverhältnis wie bei einem Dauer- 
dienstvertrag. Mit Zustimmung des Bundeskabi- 
netts wurde die Dienststelle Blank deshalb ermäch- 
tigt, mit den Gutachtern, deren Tätigkeit sich auf 
längere Zeit erstreckt, im Laufe des Rechnungs- 
jahres 1953 unbefristete Dienstverträge abzu- 
schließen. Die Dienstbezüge für diese bisherigen 
Gutachter sind demzufolge als Vergütungen der 
Angestellten auf den Titel 104 a übernommen und 
in gleicher Höhe bei Titel 218 eingespart worden. 
Diese Sachlage konnte bei der Aufstellung des 
Haushaltsentwurfs 1953 nicht vorhergesehen wer- 
den. Die überplanmäßige Ausgabe war deshalb zur 
Durchführung des Titelausgleichs unabweisbar. 
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Betrag der über- ! 



Haushalts- 

planmäßigen 


Kap. 

Tit. 

betrag 
für 1953 

und der *) außer- 
planmäßigen , 

Ausgaben 

Begründung 

1 

DM 1 

DM j 



noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

(04 04) 89 000, — 16 000, — Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 

203 meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

| Im laufenden Rechnungsjahr sind der Dienststelle 

innerhalb der Ermekeil-Anlage mehrfach neue Ge- 
schäftszimmer zugewiesen worden. Die dadurch 
bedingten Umzüge machten auch ein Verlegen und 
| ! Umschalten der Fernsprechleitungen, Nebenstellen 

und Apparate sowie eine Erweiterung der Fern- 
sprechanlage erforderlich. Ferner war zu Beginn 
\ des Rechnungsjahres 1953 nicht damit zu rechnen, 

daß der Interimsausschuß in Paris während des 
ganzen Jahres tätig sein würde. Dadurch entstan- 
I ! den erhebliche Mehrkosten an Fernsprechgebühren. 

205 — - 40 000, — Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten so- 

! wie Erwerb von Haus- und Baugrundstücken 

Auf Grund der Sicherheitsbestimmungen der NATO 
mußten einzelne Gebäudeeingangstüren besonders 
gesichert und an die Fenster sämtlicher Erdgeschoß- 
räume eine starke Vergitterung angebracht wer- 
den. Ferner war der Einbau einer Spezialarchivtür 
erforderlich. Nachdem im Laufe des Rechnungs- 
jahres der Dienststelle weitere Geschäftszimmer 
zugewiesen wurden, war es zur Durchführung 
| eines geordneten Geschäftsbetriebes verschiedent- 

lich erforderlich, Wände einzu ziehen und Tür- 
durchbrüche zu schaffen. 

206 152 700, — 46 000, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

Die Mehrausgabe beruht auf unabweisbaren und 
' unvorhergesehenen Kosten der Bewirtschaftung 

des Dienstgebäudes. Bei Aufstellung des Haus- 
halts 1953 sind für eine Reinigung in eigener Regie 
i i | die Mittel für 16 Reinemachefrauen veranschlagt 

! ! worden. Nach Auszug des Bundesministeriums für 

I | Vertriebene hat die Dienststelle die Hausbewirt- 

J schaftung der gesamten Ermekeilanlage einschließ- 

lich der Gebäude, die noch vom Auswärtigen Amt 
! j und Bundespresseamt benutzt werden, überneh- 

| men müssen. Die Reinigung dieses nunmehr größe- 
: ren Gebäudekomplexes hätte zu unwirtschaftlichen 

Mehrausgaben für Verwaltung und Reinigungs- 
personal geführt. Sie wurde deshalb aus Ersparnis- 
| gründen einem Reinigungsinstitut pauschal über- 

tragen. 

215 15 000, — 24 000, — ! Reisekostenvergütungen 

b) Auslandsreisen 

Unvorhergesehene und unabweisbare Teilnahmen 
an Staatsbesuchen, Konferenzen und Besichtigun- 
gen im Ausland zwangen zu der überplanmäßigen 
I i Haushaltsausgabe. 
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Kap. 

Tit. 

! 

Haushalts- 
betrag 
für 1953 

Betrag der über- j 
planmäßigen 
und der *) außer- i 
planmäßigen 
Ausgaben ; 

Begründung 


| DM 

DM | 




Einzelplan 05 

— Auswärtiges Amt — 

05 01 

j 94 000,— 

1 15 000 ,— j 

Bücherei 


zuz | Der weitere Auf- und Ausbau des Auswärtigen 

! , Amts und die damit im Zusammenhang stehende 

! Neubildung von Referaten hat insbesondere bei 

der Wirtschaftsabteilung und bei den Ostreferaten 
der Länderabteilung zu einem erhöhten Bedarf an 
Büchern und Zeitschriften geführt. Der Umfang 
des für diese Referate zur sachgemäßen Wahr- 
i j nehmung ihrer Dienstgeschäfte erforderlichen Be- 

darfs an Fachliteratur konnte bei Aufstellung des 
Haushaltsplans 1953 noch nicht im einzelnen über- 
blickt werden und hat sich erst im Laufe des Rech- 
, nungsjahres 1953 im Zuge der Intensivierung der Ar- 
beiten in den genannten Referaten ergeben. Trotz 
Einschränkung des allgemeinen Bezugs von Zeit- 
| j Schriften und Büchern auf ein kaum noch vertret- 

bares Maß zugunsten des dienstlich unbedingt not- 
wendigen Bedarfs an Büchern und F achzeitschrif ten 
! | i für die neugebildeten Referate reichen die veran- 

; | schlagten Mittel nicht aus. Zur Gewährleistung 

! | eines ordnungsmäßigen Diensbetriebes ist die 

j j | Mehrausgabe unabweisbar. 

j Einsparung an anderer Stelle. 

870 200 000, 55 000, Erstmalige Anschaffung von Einrichtungs- 

(Vorgriff) gegenständen 

Infolge der Belegung des ersten Teiles des Neu- 
! | baues des Auswärtigen Amts sind Einrichtungs- 

und Ausstattungsgegenstände zu beschaffen, wofür 
die entsprechenden Haushaltsmittel erst für das 
1 Rechnungsjahr 1954 veranschlagt sind. Da die An- 

schaffungen unabweisbar notwendig sind und nicht 
bis zum Rechnungsjahr 1954 zurückgestellt werden 
können, ist ein Haushaltsvorgriff erforderlich ge- 
worden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

8^1 64 000, — 24 000, — Erstmalige Anschaffung von Büro- und Druck- 

(Vorgriff) maschinen 

Nach dem Gutachten des Bundesrechnungshofs 
. über die Reorganisation der Legationskasse des 

I Auswärtigen Amts vom 3. Dezember 1953 ist es 

I | notwendig, die Kasse auf Maschinenbuchhaltung 

umzustellen. Mit der maschinellen Buchung soll am 
1. April 1954 begonnen werden. Da für die Be- 
i I Schaffung einer Buchungsmaschine im Rechnungs- 

! jahr 1953 entsprechende Haushaltsmittel nicht mehr 
zur Verfügung stehen, ist der Vorgriff auf die 
I für das Rechnungsjahr 1954 veranschlagten Mittel 
erforderlich geworden. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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Kap. 

Tit. 

| 

Haushalts- 
betraig 
für 1953 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

Begründung 


DM 

DM 




noch Einzelplan 

05 — Auswärtiges Amt — 

(05 01) 

964 

4 923 800,— 

1 050 971, — 
(Vorgriff) 

Kosten der deutschen Beteiligung an dem ständigen 
Interimsausschuß der Konferenz zur Errichtung 
einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 


Für den Interimsausschuß der Konferenz zur Er- 
richtung einer Europäischen Verteidigungsgemein- 
schaft waren im Haushaltsplan 1953 Mittel nur für 
die Zeit vom 1. April bis 30. September 1953 be- 
reitgestellt. Da jedoch in diesem Zeitraum die er- 
wartete Ratifikation des Vertrages ausblieb, war 
es unabweisbar, daß der Interimsausschuß über 
den 30. September hinaus tätig blieb. Die bis zum 
Schluß des Rechnungsjahres 1953 zu leistenden 
Ausgaben konnten bis auf den Betrag von 
1 050 971, — DM aus den verfügbaren Mitteln ge- 
deckt werden. Im Hinblick auf das unabweisbare 
und unvorhergesehene Bedürfnis zur Weiterfüh- 
rung des Interimsausschusses mußte dieser Betrag 
als Vorgriff auf die für den gleichen Zweck im 
Rechnungsjahr 1954 eingestellten Haushaltsmittel 
überplanmäßig bewilligt werden, 

Kosten der Verlegung von Arbeitseinheiten 
des Auswärtigen Amts in den Neubau 

Ein Teil des Neubaues des Auswärtigen Amts ist 
im laufenden Rechnungsjahr bezogen worden. Das 
Auswärtige Amt hat Haushaltsmittel zur Deckung 
der Kosten der Verlegung der Dienststellen im 
Einzelplan 05 nicht besonders vorgesehen, da diese 
Kosten bisher zentral im Einzelplan der „Allge- 
meinen Finanzverwaltung“ ausgebracht waren. 
Für das Rechnungsjahr 1953 sind aber zentrale 
Haushaltsmittel für die Verlegung von Verwal- 
tungsbehörden nicht mehr ausgebracht worden, so 
daß die dem Auswärtigen Amt entstandenen un- 
abweisbaren Transportkosten als einmalige Aus- 
gaben außerplanmäßig gebucht werden müssen. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Zuschuß zur Wiederherstellung des französischen 
Kriegerdenkmals in Weißenburg 

Der Wiederaufbau des im Jahre 1940 auf Anord- 
nung eines deutschen Parteiamtsleiters zerstörten 
französischen Kriegerdenkmals bei Weißenburg ist 
aus politischen Gründen erforderlich geworden. 
Die Gesamtkosten sind mit rund 100 000, — DM 
veranschlagt, wovon das Land Rheinland-Pfalz 
35 000, — DM übernimmt und der Rest von 
65 000, — DM zu Lasten des Bundes geht. Es han- 
delt sich um eine unabweisbare und unvorherge- 
sehene Ausgabe, für die im Rechnungsjahr 1953 
keine Haushaltsmittel zur Verfügung stehen. 
Einsparung an anderer Stelle. 
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Kap. 

Tit. 

! 

Haushalts- 
betrag 
für 1953 

DM 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

DM 

Begründung 


i 

loch Einzelplan 

05 — Auswärtiges Amt — 

(05 02) 

307 

t 

120 000,— 

25 000,— 

Kosten für Sonderaufträge 

Für die Entsendung der Deutschen Delegation zur 
Viererkonferenz nach Berlin sind Ausgaben von 
insgesamt 30 000, — DM entstanden, die dem Titel 
05 02 bis 307 zur Last fallen. Die Haushaltsmittel 
dieses Titels reichen zur Deckung dieser unvorher- 
gesehenen zwangsläufig entstandenen Kosten nicht 
aus, so daß ein Betrag von 25 000, — DM überplan- 
mäßig zu leisten war. 

Einsparung an anderer Stelle. 

hinter 

311 


! *) 117 208,93 

Kosten aus Anlaß des Staatsbesuches des Bundes- 
kanzlers in Griechenland und in der Türkei 

Die Staatsbesuche des Bundeskanzlers in Griechen- 
land und in der Türkei waren politisch bedingt und 
nicht vorauszusehen. Die Ausgaben waren unab- 
weisbar. Da im Haushaltsplan 1953 Mittel für die- 
sen Zweck nicht vorgesehen waren, mußten die 
Ausgaben außerplanmäßig geleistet werden. 

hinter 

311 


! *) 186 527,59 

Kosten aus Anlaß des Staatsbesuches des Bundes- 
kanzlers in den Vereinigten Staaten 

Der Staatsbesuch des Bundeskanzlers in den 
USA war politisch bedingt und nicht vorauszu- 
sehen. Die Ausgaben waren unabweisbar. 

676 

104 000,— 

151 300 — 
(Vorgriff) 

Beiträge oder Zuschüsse der Bundesrepublik 
Deutschland zu internationalen Einrichtungen für 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur außerhalb 


der UNESCO 

Die Bundesrepublik hat nach dem am 30. Juni 1953 
Unterzeichneten Ergänzungsabkommen zur Verlän- 
gerung der Tätigkeit des Rates Europäischer 
| Staatsvertreter für die Planung eines internationa- 
len Laboratoriums und die Organisation anderer 
Formen der europäischen Zusammenarbeit in der 
Kernphysikalischen Forschung außer dem im Ab- 
kommen vom 15. Dezember 1952 festgesetzte^ Be- 
trag von 35 000 $ zur Fortsetzung der Tätigkeit des 
Rates bis zum 31. Januar 1954 einen weiteren Be- 
i trag in Höhe von 180 500 sfrs gezahlt. Dieser Be- 
trag ist als Haushaltsvorgriff auf das Rechnungs- 
; jahr 1954 überplanmäßig bereitgestellt worden. 
Das Ergänzungsabkommen ist am 2. November 

1953 in Kraft getreten und läuft am 1. November 

1954 ab — falls es bis dahin nicht durch ein neues 
Abkommen verlängert ist — oder am Tage des 
Inkrafttretens des endgültigen Abkommens über 
die Errichtung einer Europäischen Organisation für 
Kernphysikalische Forschung, das am 1. Juli 1953 
unter Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet 
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Kap. 

Tit. 


Betrag der iiber- 


Haush alts- 
bet rag 
für 1953 

DM 


planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

DM 


Begründung 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

J worden ist. Vor April — Mai 1954 kann mit dem 
Inkrafttreten des endgültigen Abkommens nicht 
gerechnet werden. Es ergibt sich daher zur Sicher- 
stellung der Tätigkeit des Rates bis zu diesem 
Zeitpunkt auf Grund der Festsetzung des Finanz- 
komitees des Rates die Notwendigkeit zur Zah- 
lung eines weiteren Beitrags in Höhe von 158 000 
sfrs. Da für den genannten Zweck Haushaltsmittel 
nicht veranschlagt sind, die Ausgabe aber wegen 
der im Abkommen eingegangenen Verpflichtung 
nicht zurückgestellt werden kann, müssen die Mit- 
teil, da der Titel übertragbar ist, als Vorgriff auf 
die Haushaltsbewilligungen des Rechnungsjahres 
1954 überplanmäßig bereitgestellt werden. 
Einsparung an anderer Stelle. 

05 03 440 000,— 380 000— Anschaffungen von verwaltungseigenen Fahr- 

n - (Vorgriff) zeugen (4. Teilbetrag) 

Die nach den Erläuterungen zu Kap. 05 03 Tit. 850 
für neue Dienstkraftwagen und für Ersatzbeschaf- 
fungen erforderlichen Mittel in Höhe von 
1 095 500, — DM sind in der Annahme, daß die Er- 
richtung weiterer Auslandsvertretungen und die 
Ersatzbeschaffung für 12 auszusondernde Dienst- 
' kraftwagen bis zum Ende des Rechnungsjahres 
; 1953 nicht in dem veranschlagten Umfange durch- 
führbar ist, nur mit einem Teilbeträge von 

440 000, — DM ausgebracht worden. Inzwischen hat 
sich herausgestellt, daß die Errichtung der Aus- 
landsvertretungen schneller erfolgt, als vorauszu- 
! sehen war. Die Ausgabe kann nicht bis zur Bewil- 
| ligung im Haushalt 1954 zurückgestellt werden, 
j Der sich hierdurch ergebende Mehraufwand ist un- 
! abweisbar und muß im Vorgriff auf die Mittel des 

| j folgenden Rechnungsjahres überplanmäßig ver- 

j j bucht werden. 

| I Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

96 01 50 000, — j 150 796,02 Maßnahmen zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten 

304 j (Vorgriff) im Verkehr mit Berlin 

Mehrausgabe durch zunehmende Beanspruchung 
der Zuschüsse im Verkehr nach und von Berlin. 

96 02 3 061 900, — j 65 773,29 Zuschuß für die Deutsche Dienststelle für die 

601 I Benachrichtigung der nächsten Angehörigen von 

Gefallenen der ehemaligen deutschen Wehrmacht 
j i in Berlin-Wittenau 

j ! Die durch die Erhöhung der Dienstbezüge für die 

nichtbeamteten Kräfte ab 1. Juli 1953 entstande- 
nen Mehrkosten müssen an das Land Berlin er- 
I i stattet werden. 
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| Betrag der iiber- 
Haushalts- j planmäßigen 
Kap. betrag ! und der ’> außer " 

T;+ i f|". r inco j planmäßigen Begründung 

Iit. , iur i voö | Ausgab;en 

| dm' J dm 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Die Mehrausgabe ist auf Grund der §§ 1 und 2 der 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Land Berlin abgeschlossenen Vereinbarung 
vom 9. Januar bzw. 21. März 1951 unabweisbar und 
l war nicht vorherzusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


2 647 395,03 
(Vorgriff) 


hinter j — *) 975 000,— 

953 ; 


06 14 125 000,— 12 000 — 

300 davon entfal- bei den per- 
len auf per- ! sönlichen 
sönliche Ver- Verwaltungs- 
waltungs- ausgab en 

ausgaben 
15 000,— DM, 


06 02 | 2 000 000 — 
609 | 


Entschädigung an ehern. Bedienstete jüdischer 
Gemeinden 

Der für das Rechnungsjahr 1953 veranschlagte Be- 
trag konnte nur grob geschätzt werden. Unter Zu- 
grundelegung eines Entschädigungsbetrages von 
jährlich 4200, — DM im Durchschnitt besteht bei 
einer Abwicklung von voraussichtlich 1000 Entschä- 
digungsanträgen im Jahr für 1953 ein Bedarf von 
4 200 000,— DM* für die Zeit vom 1. Oktober 1952 
bis 31. März 1953, da Entschädigungszahlungen auf 
Grund des zwischen der Bundesregierung und der 
Conference on jewish Material Claims against 
Germany Inc. vereinbarten Protokolls bereits ab 
1. Oktober 1952 zu erfolgen haben. Bei einem 
Haushaltsansatz von 2 000 000, — DM ergibt sich 
hiernach zwingend eine Mehrausgabe von 
4 300 000, — DM, die nicht vorhergesehen war und 
unabweisbar ist. 

Anteil des Bundes zum Ankauf des Botticelli- 
Gemäldes „Madonna mit singenden Engeln und 
Lilien“ 

Durch Kaufvertrag vom 2. Februar 1954 ist das Ge- 
mälde, das nach Äußerung der bekanntesten Sach- 
kundigen als einziges Tondo Botticellis außerhalb 
Italiens durch Form und Inhalt der Darstellung zu 
den ersten Kunstwerken im deutschen Kulturbesitz 
gehört, gemeinsam durch Bund und Länder ange- 
kauft worden und damit dem deutschen Kultur- 
besitz erhalten geblieben. Das Kabinett hat der 
Beteiligung des Bundes durch Übernahme des 
Kaufpreises in Höhe von 50 v. H. mit Beschluß 
vom 7. Juli 1953 zugestimmt. Der Kaufpreis be- 
trägt 1 950 000, — DM. Die Mehrausgabe in Höhe 
von 975 000, — DM ist somit unabweisbar und war 
nicht vorherzusehen. 

Keine Einsparung. 

Zur Durchführung von Forschungsaufträgen 
der Bundesregierung 

Mehrbedarf nur für persönliche Verwaltungsaus- 
gaben. Die hierauf entfallenden Mittel reichen nicht 
aus, um die Dienstbezüge der zur Zeit für Auf- 
gaben des allgemeinen Forschungsprogramms nach 
Maßgabe der Beschlüsse des Wissenschaftlichen 


*) Hinzu tritt ein weiterer Bedarf in Höhe von 2 100 000,— DM. 
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Betrag der über- 



Haushalts- 

planmäßigen 


Kap. 

betrag 

und der *) außer- 


Tit. 

für 1953 

planmäßigen 

Ausgaben 

Begründung 


DM 

DM 



noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


sächliche Ver- 
waltungs- 
ausgaben 
110 000,— DM 

Zusammen: 
125 000,— DM 


Rats eingesetzten Hilfskräfte zu bestreiten. Die Bei- 
behaltung dieser Hilfskräfte ist für die Dauer des 
laufenden Rechnungsjahres unabweisbar notwen- 
dig. Die Mehrausgabe war nicht vorherzusehen. 

Einzusparen beim gleichen Kapitel (sächliche Ver- 
waltungsausgaben). 


06 19 
217 


20 000 ,— 


06 22 
215a 


115 000,— 


21 785,96 


25 000,— 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskosten- 
beihilfen 

Mehr infolge vermehrter Zuweisung von Woh- 
nungen für Bedienstete der Bundesanstalt Tech- 
nisches Hilfswerk. Die Mehrausgabe war nicht vor- 
herzusehen, sie ist unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Reisekostenvergütungen 
a) Inlandsreisen 

Mehrkosten durch die Errichtung von Dienststel- 
len in der amerikanischen und französischen Zone 
für den Paßkontrolldienst, die Zahlung von Pau- 
schalvergütungen für die Abfertigung im fahren- 
den Zug und an die Vorsteher der Paßkontroll- 
ämter sowie durch die Reisetätigkeit der in der 
Hauptreisezeit zum Bundespaßkontrolldienst ab- 
geordneten Verstärkungskräfte des Bundesgrenz- 
schutzes. Ferner Mehrkosten für die beim Bundes- 
paßkontrolldienst gemäß § 15 vorl. B.Pol.B.G. 

durchzuführenden Fachprüfungen für etwa 350 Po- 
lizeivollzugsbeamte. Die Ausgaben sind unabweis- 
bar und waren in dieser Höhe nicht vorherzusehen. 
Einsparung an anderer Stelle. 


06 23 
hinter 
103 


*) 18 600,— 


Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 

Mehrausgabe infolge unerwartet hohen Arbeits- 
anfalls der Bundesstelle für Entschädigung der Be- 
diensteten jüdischer Gemeinden. Die Mehrausgabe 
war nicht vorherzusehen. Das Bedürfnis ist unab- 
weisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


104 


264 900,— 


10 481,76 


Dienstbezüge der niditbeamteten Kräfte 

a) Vergütungen der Angestellten 
Mehrausgabe infolge unerwartet hohen Arbeits- 
anfalls bei der Bundesstelle für Entschädigung der 
Bediensteten jüdischer Gemeinden. Die Mehraus- 
gabe war nicht vorherzusehen. Das Bedürfnis ist 
unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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noch Einzelplan 06 - 

- Bundesminister des Innern — 

06 25 

104 a 

1 559 600,— 

2 616 475,88 

Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte 
a) Vergütungen der Angestellten 

Unabweisbare und unvorhergesehene Mehraus- 
gaben infolge Durchführung der vom Deutschen 
Bundestag in seiner Sitzung vom 19. Juni 1953 
beschlossenen Verstärkung des Bundesgrenz- 
schutzes von iö 000 auf insgesamt 20 000 Mann. Da 
im Rechnungsjahr 1953 Planstellen nicht zur Ver- 
fügung standen, mußten die Verstärkungskräfte 
als Angestellte einberufen werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

111 

70 000,— 

199 854,47 

Versicherungsbeiträge für ausscheidende Beamte 

Der im Haushaltsplan 1953 für Versicherungsbei- 
träge veranschlagte Betrag war geschätzt. Die 
überplanmäßige Haushaltsausgabe ist unabweisbar 
und war nicht vorherzusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

206 

2 500 000,— 

476 041,85 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

217 

450 000 — 

345 857,41 

Umzusrskostenvergütungen und Umzugskosten- 
beihilfen 

299 

200 000,— 

173 573,73 

Vermischte Ausgaben 

305 

490 000,— 

133 482,61 

Sanitätswesen, Krankheits- und Unfallfürsorge 

308 

235 000,— 

48 110,86 

Unterkunftsgeräte und Unterkunftswäsche 

728 

70 000,— 

i 

18 376,72 

Instandsetzung der Unterkunft und der Außen- 
anlagen in Glückstadt (Elbe) 

Unabweisbare und unvorhergesehene Mehraus- 
gaben infolge Durchführung der vom Deutschen 
Bundestag in seiner Sitzung vom 19. Juni 1953 be- 
schlossenen Verstärkung des Bundesgrenzschutzes 
von 10 000 auf insgesamt 20 000 Mann. 

Einsparung an anderer Stelle. 

hinter 

732 


31 913,— 

Instandsetzung der ehemaligen Hindenburg- 
Kaserne und der Außenanlagen in Eschwege 

Erstinstandsetzungsarbeiten in der ehemaligen 
Hindenburg-Kaserne in Eschwege infolge uner- 
warteter Freigabe durch die Besatzungsmacht. Die 
Ausgabe war unabweisbar und bei Aufstellung 
des Haushaltsplans 1953 nicht vorherzusehen. 
Einsparung an anderer Stelle. 

h: ater 
732 an 

3. Stelle 

— 

*) 14 891,— 

Instandsetzung der ehemaligen General- Weber- 
Kaserne und Außenanlagen in Höxter (Westf.) 

Im Zuge der Verstärkung des Bundesgrenzschutzes 


muß die ehemalige General- Weber-Kaserne in 
Höxter mit einer Grenzschutzabteilung belegt wer- 
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betrag 
für 1953 

Betrag der über- 
planmäßigen 
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06 25 
850 
870 


871 


873 


874 

876 


06 27 
104a 
104b 

206 

305 

873 


06 28 
200 


noch Einzelplan 06 — 


661 400 — 

3 182 314,82 

40 853,47 
Ausgaberest 
Rj. 1952 

213 604,39 

6 851,04 
Ausgaberest 
Rj. 1952 

149 754,49 

356 168,— 
Ausgaberest 
Rj. 1952 

3 849 832,26 

254 600,— 

4 232 178,38 

43 805,07 
Ausgaberest 
Rj. 1952 

35 653,08 

56 200, — 

265 906,22 

272 700, — 

16 704,73 

220 000,— 

29 987,04 

30 000,— 

12 926,16 

26 000,— 

140 015,93 

15 500,— 

20 000,— 


Bundesminister des Innern — 

den. Hierfür sind als Sofortmaßnahme Instand- 
setzungsarbeiten erforderlich. Die Ausgabe ist un- 
abweisbar und konnte nicht vorhergesehen wer- 
den, da sich die Möglichkeit zur Durchführung der 
Verstärkung des Bundesgrenzschutzes erst im 
Laufe des Rechnungsjahres 1953 ergeben hat. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Anschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 
Erstmalige Anschaffung von Büromöbeln und 
Einrichtungsgegenständen 


Erstmalige Anschaffung von Schreib-, Rechen- 
und anderen Büromaschinen 


Erstmalige Anschaffung von Unterkunftsgerät 
und Unterkunftswäsche 


Erstmalige Anschaffung von Dienstbekleidung 
und Ausrüstungsstücken 

Erstmalige Anschaffung von Sanitätsmaterial 
und Sanitätsausrüstung 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte 

a) Vergütungen der Angestellten 
Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte 

b) Löhne der Arbeiter 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Sanitätswesen, Krankheits- und Unfallfürsorge 
Erstmalige Anschaffung von Unterkunftsgerät 
und Unterkunftswäsche 

Unabweisbare und unvorhergesehene Mehraus- 
gaben infolge Durchführung der vom Deutschen 
Bundestag in seiner Sitzung vom 19. Juni 1953 
beschlossenen Verstärkung des Bundesgrenz- 
schutzes von 10 000 auf insgesamt 20 000 Mann. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Geschäftsbedürfnisse 

Mehrausgaben infolge Zentralbeschaffung der Zähl- 
karten durch das Büro für Aufenthaltsgenehmi- 
gungen beim Bundesminister des Innern. Die 
Mehrausgabe war in dieser Höhe nicht vorherzu- 
sehen. Das Bedürfnis ist unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 29 

104 a 

222 500,— 

80 843,11 

200 

16 900,— 

10 589,58 

202 

19 700,— 

23 735,52 

206 

43 800,— 

i 

23 231,32 

300 

236 000,— 

12 965,77 
(Vorgriff) 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte 

a) Vergütungen der Angestellten 
Mehr infolge Rückgabe der deutschen Archäologi- 
schen Institute Madrid und Istanbul an die Bun- 
desrepublik im März bzw. im August 1953. Da der 
Zeitpunkt der Rückgabe nicht feststand, waren die 
für die Wiederinbetriebnahme der Institute unab- 
weisbaren Mehrausgaben nicht vorherzusehen. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Geschäftsbedürfnisse 

Mehr infolge Rückgabe der deutschen Archäologi- 
schen Institute Madrid und Istanbul an die Bun- 
desrepublik im März bzw. im August 1953. Da der 
Zeitpunkt der Rückgabe nicht feststand, waren 
die für die Wiederinbetriebnahme der Institute 
unabweisbaren Mehrausgaben nicht vorherzusehen. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Bücherei 

Mehr in Höhe von a) 18 741,24 DM infolge Rück- 
gabe der deutschen Archäologischen Institute 
Madrid und Istanbul an die Bundesrepublik im 
März bzw. im August 1953. Da der Zeitpunkt der 
Rückgabe nicht feststand, waren die für die Wie- 
derinbetriebnahme der Institute unabweisbaren 
Mehrausgaben nicht vorherzusehen, b) 4 994,28 DM 
infolge Übernahme von Verpflichtungen bei der 
Rückgabe des Instituts Rom an den Bund am 
1. Mai 1953. Die Verpflichtungen sind noch von der 
Unione, der treuhänderischen Verwaltung durch 
Italien, eingegangen worden. Auch diese Ausgaben 
waren unabweisbar und infolge der Beschlag- 
nahme des Instituts nicht vorherzusehen. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Mehr infolge Rückgabe der deutschen Archäologi- 
schen Institute Madrid und Istanbul an die Bun- 
desrepublik im März bzw. August 1953. Da der 
Zeitpunkt der Rückgabe nicht feststand, waren die 
Mehrausgaben nicht vorherzusehen; sie sind für 
die Wiederinbetriebnahme der Institute unab- 
weisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Wissenschaftliche Unternehmungen und Ver- 
öffentlichungen sowie Beihilfen hierfür 

Mehr infolge Rückgabe der deutschen Archäologi- 
schen Institute Madrid und Istanbul an die Bun- 
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(06 29) 
7ii 


870 


872 


06 30 
hinter 
103 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


8 000 ,— 

Ausgaberest 

1952 


84 500,88 
(V or griff) 


5 020 — 
Ausgaberest 


1952 


49 815,63 


— 11 124,96 

18 805,63 (Vorgriff) 
Ausgaberest 
1952 


desrepublik im März bzw. August 1953. Da der 
Zeitpunkt der Rückgabe nicht feststand, waren 
die Mehrausgaben nicht vorherzusehen; sie sind 
für die Wiederinbetriebnahme der Institute un- 
abweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Instandsetzung der Gebäude 
Mehr in Höhe von 

a) 40 625,95 DM infolge Rückgabe der Institute 
Madrid und Istanbul im März und im August 
1953, 

b) 43 874,93 DM infolge Rückgabe des Instituts 
in Rom im Mai 1953 und des 1. Stockwerkes des 
Institutsgebäudes in Athen im August 1953. 

Wegen der jahrelangen Beschlagnahme waren die 
Instandsetzungskosten nicht vorherzusehen; sie 
sind auch unabweisbar, weil ohne Instandsetzung 
der Gebäude der Dienstbetrieb nicht aufgenommen 
werden konnte. 

Mehr in Höhe von 

a) 37 432,80 DM infolge Rückgabe der Institute 
Madrid und Istanbul im März bzw. August 
1953, 

b) 12 382,83 DM infolge Rückgabe des Instituts 
in Rom im Mai 1953 und des 1. Stockwerkes 
des Institutsgebäudes in Athen im August 1953. 

Ein großer Teil der Geräte und Ausstattungs- 
gegenstände ist während der jahrelangen Be- 
schlagnahme der Institute verloren gegangen. Die 
Mehrausgaben waren nicht vorherzusehen, weil 
der Bedarf erst nach der Rückgabe der Institute 
festgestellt werden konnte; sie sind auch unabweis- 
bar, weil ohne Anschaffung der Geräte eine ord- 
nungsmäßige Wiederaufnahme des Dienstbetriebes 
nicht gewährleistet wäre. 

Ausstattung und Ergänzung der Bücherei und 
des Fotoarchivs 

Mehr infolge Rückgabe der deutschen Archäologi- 
schen Institute Madrid und Istanbul an die Bun- 
desrepublik im März bzw. im August 1953. Da der 
Zeitpunkt der Rückgabe nicht feststand, waren die 
Mehrausgaben nicht vorherzusehen; sie sind für 
die Wiederinbetriebnahme der Institute unab- 
weisbar. 


21 652,92 


Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 

Mehr für die Dienstbezüge des vom Lande Nord- 
rhein-Westfalen abgeordneten Professors Holtz- 
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DM 

DM j 



(06 30) 
201 


206 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


1 800,— 


19 000,— 


20 460,08 


14 663,86 


mann, der ab 1. Oktober 1953 mit der Leitung des 
Deutschen Historischen Instituts in Rom beauf- 
tragt wurde. Das Institut wurde auf Grund des 
Fünf-Mächte-Abkommens vom 30. April 1953 an 
die Bundesrepublik Deutschland zurückgegeben. 
Die Mehrausgaben sind zur Wiederaufnahme des 
Dienstbetriebs bei diesem Institut unabweisbar; sie 
konnten auch nicht vorhergesehen werden, weil 
der Zeitpunkt der Rückgabe nicht bekannt war. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Unterhaltung und Ersatz der Geräte und Aus- 
stattungsgegenstände in den Diensträumen 

a) Unterhaltung 

b) Ersatz 

Mehr infolge Herstellung bzw. Instandsetzung von 
Regalen zur Unterbringung der gesamten Biblio- 
thek (35 000 Bände) und zur Instandsetzung von 
Einrichtungsgegenständen. Für die obige Mehr- 
ausgabe liegt ein unabweisbares Bedürfnis vor; 
sie war bei der Aufstellung des Haushaltsplans 
1953 nicht vorherzusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Mehr infolge erhöhter Ausgaben für Miete, Hei- 
zung und sonstige Bewirtschaftungskosten durch 
die Verlegung des Instituts in die ab 1. Mai 1953 
gemieteten Räume im Hause am Corso Vittorio 
Emanuele 209. Für die obige Mehrausgabe liegt 
ein unabweisbares Bedürfnis vor; sie war bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans 1953 noch nicht 
vorherzusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


07 01 
200 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz 


70 000,— 


23 000,— 


Geschäftsbedürfnisse 

Im Hauptarchiv des ehern. Reichsjustizministeriums 
in Berlin lagern z. Z. etwa 30 000 Aktenbände. Sie 
enthalten umfangreiches, wertvolles Material, das 
vom Bundesjustizministerium für die in Angriff 
genommene Rechtsemeuerung, insbesondere für die 
große Strafrechts- und die Aktienrechtsreform drin- 
gend benötigt wird. Die Übernahme der Akten in 
das Archiv des Bundes jus tizministeriums ist wegen 
Raummangels nicht möglich. Die Akten wären be- 
schleunigt in das Bundesarchiv in Koblenz zu über- 
führen. Die Notwendigkeit dieser Maßnahme war 
bei Aufstellung des Haushaltsplans für das 
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Rechnungsjahr 1953 nicht vorauszusehen, weil die 
Verhandlungen über die Abgabe der Akten sowie 
über die Art ihrer Überführung und die Höhe der 
Kosten erst im November 1953 abgeschlossen wer- 
den konnten. Es ergibt sich deshalb ein unabweis- 
bares Bedürfnis, die Ausgaben überplanmäßig zu 
leisten. Sie können nicht bis zur Bewilligung im 
nächsten Jahreshaushalt oder in einem etwaigen 
Nachtragshaushalt zurückgestellt werden. 
Einsparung an anderer Stelle. 

07 04 

150 000,— 

50 000,— 

Auslagen in Rechtssachen (einschl. Reisekosten) 

300 



Der Geschäftsanfall beim Bundesgerichtshof hat 
auf allen Gebieten, insbesondere bei den erstin- 
stanzlichen Strafsachen seit Aufstellung des Haus- 
haltsplans für 1953 in einem nicht voraussehbaren 
Umfang zugenommen. Die auf rechtlicher Ver- 
pflichtung beruhenden Ausgaben sind zwangsläufig 
und können vom Bundesgerichtshof nicht beein- 
flußt werden. Den Mehrausgaben stehen entspre- 
chende Mehreinnahmen bei Kap. 0704 Tit. 3 gegen- 
über. 

07 05 

92 000,— 

33 000,— 

Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

298 



Trotz der erheblichen Erhöhung des Personalbe- 


Standes beim Deutschen Patentamt gegenüber dem 
Vorjahre von 1439 auf 1715 Verwaltungsangehörige 
ist der Haushaltsansatz unter Zugrundelegung 
einer durchschnittlichen Teilnehmerzahl von 1100 
Verwaltungsangehörigen um 3000, — DM auf 
92 000, — DM vermindert worden. Maßgebend da- 
für war die verhältnismäßig geringe Inanspruch- 
nahme dieser Mittel im Rechnungsjahr 1952. 

Im Rechnungsjahr 1953 hat die Beteiligung an der 
Gemeinschaftsverpflegung — offenbar eine Folge 
der gesetzlichen Besoldungsverbesserung — in 
einem nicht voraussehbaren Umfang zugenommen, 
so daß die nachgewiesene Mehrausgabe, unabweis- 
bar notwendig wurde. Sie kann nicht auf das 
nächste Haushaltsjahr zurückgestellt werden. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

08 01 200 000, — 25 000, — Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbei- 

217 hilfen 

Mehr infolge der Erhöhung der Pauschbeträge und 
infolge Zuweisung einer größeren Anzahl von 
Wohnungen als angenommen. Die Mehrausgabe 
war nicht voraussehbar und ist unabweisbar. 
Einsparung an anderer Stelle. 
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(08 01) 
215 


298 


08 04 
220 


08 05 
110 


111 


203 


360 000,— 

15 000,— 

60 000 — 

52 500,— 

242 131 000,— 

200 000 000 — 

40 000,— 

10 000 — 

10 000 ,— 

24 000,— 

3 423 000,— 

220 000,— 


Reisekostenvergütungen 

a) Inlands reisen 

Mehr infolge Zunahme notwendiger Dienstreisen, 
die in idem Umfange nicht vorausgesehen werden 
konnten. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Mehr infolge der Neuregelung des Zuschusses zur 
Gemeinschaftsverpflegung. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Entschädigung an die Lander für die Mitwirkung 
bei der Verwaltung von Rundesaufgaben 

Nach dem Entwurf eines Gesetzes über die Bei- 
träge des Bundes zu den Steuerverwaltungskosten 
der Länder sollen die Beiträge des Bundes auf Vs 
ider Steuerverwaltungskosten der Länder be- 
schränkt werden. Entsprechend wurden im Haus- 
halt 1953 bei Kap. 08 04 Tit. 220 = 242 131 000— DM 
veranschlagt. Das oben bezeichnete Gesetz ist je- 
doch nicht verabschiedet worden. Den Ländern 
müssen weiterhin die im § 9 Abs. 2, § 34 Abs. 2 
FVG und § 204 Lastenausgleichsgesetz festgelegten 
Entschädigungssätze gezahlt werden. Die Mehraus- 
gabe ist daher unabweisbar. 

Abfindungen und Übergangsgelder 

Die Zahlungen von Abfindungen und Übergangs- 
geldern für entlassene Angestellte beruhen auf ta- 
riflicher Vereinbarung und sind daher unabweis- 
bar. Die Hohe der Ausgaben konnte nicht voraus- 
gesehen werden, da die Zahl der Entlassungen un- 
bestimmt ist. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Versicherungsbeiträge für ausscheidende Beamte 
Die Nachversicherung der ausscheidenden Beamten 
beruht auf gesetzlicher Grundlage und ist daher 
unabweisbar. Die Höhe der Ausgaben war nicht 
in vollem Umfange vorhersehbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Unabweisbare und unvorhersehbare Mehrausgaben, 
die durch die Aufhebung der Postgebührenab- 
lösung für die Dienststellen in Bayern ab 1. April 
1953 eingetreten sind und bei der Aufstellung des 
Haushaltsvoranschlages noch nicht zu überblicken 
waren. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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5 515 000, — I 260 000, — I Bewirtschaftung von Dienst 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Der Titel hat eine erhebliche Ausweitung erfahren, 
nachdem sich die Zollverwaltung entschließen 
mußte, Dienstwohnungen für Grenzaufsichtsbeamte 
nicht nur durch Errichtung von Regiebauten, son- 
dern auch durch Anmietung von Wohnungen zu 
beschaffen. Die geldlichen Auswirkungen treten 
erstmalig im Rechnungsjahr 1953 ein. Gleichzeitig 
ist jedoch bei den Einnahmen zu 0805/1 ein Mehr- 
aufkommen an Mieteinnahmen zu verzeichnen. 
Einsparung an anderer Stelle. 


4 750 000, — | 360 000, — Reisekostenvergütungen 

a) Inlands reisen 

Das Rechnungsjahr 1953 bringt erstmalig die volle 
Auswirkung des Einsatzes der Buch- und Betriebs- 
prüfer und der Devisenprüfer. Aus Anlaß der 
Kaffee- und Teesteuersenkung waren umfangreiche 
! Überwachungs- und Fahndungsmaßnahmen erfor- 
derlich. Der Abschluß der Mineralölgesetzgebung 
verursacht in größerem Umfange Betriebsprüfun- 
gen in den Mineralölbetrieben. Diese Maßnahmen, 
die im Interesse des Zoll- und Steueraufkommens 
unumgänglich sind, bringen eine unabweisbare Er- 
höhung des Bedarfs an Reisekosten, die in diesem 
Umfange nicht vorhersehbar war. 

Einsparung an anderer Stelle. 


3 200 000,— I 450 000,— 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskosten- 
beihilfen 

Umzugskosten sind in stärkerem Umfange ange- 
fallen, als vorauszusehen war, da Wohnungen für 
die getrennt lebenden Beamten und Angestellten 
in größerer Zahl als vorauszusehen war, beschafft 
werden konnten. Dadurch ist andererseits eine 
beträchtliche Einsparung an Trennungsentschädi- 
gung emgetreten. 

Einsparung an anderer Stelle. 


30 000, 18 000, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

Der Haushaltsansatz hat sich als zu niedrig er- 
wiesen. Unvermeidbare Prozeßkosten erforderten 
Mehrausgaben, die bei der Aufstellung des Haus- 
halts 1953 nicht in diesem Umfange vorgesehen 
werden konnten. Es handelt sich um eine größere 
Anzahl kleinerer Verfahren, insbesondere in Zoll- 
sachen. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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(08 05) 

276 

4 088 000,— 

500 000,— 

Herstellung von Tabaks teuer Zeichen 

Durch die Senkung der Tabaksteuersätze für Zi- 
garetten hat sich der Zigarettenverbrauch um 
rd. 20 v. H. erhöht. Das bedingte eine Mehraus- 
gabe für die Herstellung von Tabaksteuerzeichen 
für Zigaretten von 500 000 DM. 

Einsparung an anderer Stelle. 

298 

175 500,— 

100 000 — 

Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Infolge erhöhter Teilnahme an der Gemeinschafts- 
verpflegung unter Inanspruchnahme des Zuschuß- 
betrages von 0,30 DM je Mittagmahlzeit reicht der 
Haushaltsansatz nicht aus; die voraussichtliche 
Überschreitung beträgt rd. 100 000 DM. 

Einsparung an anderer Stelle. 

299 

243 000,— 

35 000,— 

Vermischte Verwaltungsausgaben 

Durch schuldhaftes Verhalten von Angehörigen 
der Verwaltung fielen unabweisbare Ausgaben für 
Schadenersatzleistungen des Bundes an, die nicht 
bis zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt 
werden konnten. 

Einsparung an anderer Stelle. 

08 06 

215 

300 000,— 

40 000,— 

Reisekosten 

a) Inlandsreisen 

Durch Erlaß des Bundesministers der Finanzen 
vom 7. Oktober 1953 — IA — P 1700-46/53 (Min- 
BlFin S. 819) ist den regelmäßig im Außendienst 
tätigen Verwaltungsangehörigen der Bundesver- 
mögens Verwaltung auf Grund des § 14 RKG in 
Verbindung mit Nr. 33 und 34 AB zum RKG eine 
monatliche Pausch Vergütung bewilligt worden. Die 
Ausgaben hierfür konnten bei Aufstellung des 
Haushaltsvoranschlages 1953 nicht vorausgesehen 
werden. Sie waren unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

217 

50 000,— 

53 600,— 

Umzugskostenvergütungen und Umzugskosten- 
beihilfen 

Ein Teil der an die neueingerichteten Vermögens- 
stellen versetzten Bediensteten konnten schneller 
alis erwartet ihren Wohnsitz am neuen Dienstort 
einrichten. Die zu leistenden Umzugskostenvergü- 
tungen waren unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

220 

3 200 000,— 

4 400 000,— 
(Vorgriff) 

V erwaltungskostenerstattung 

Den Ländern ist nach § 6 (6) FVG eine Verwal- 
tungskostenentschädigung für die Durchführung 
der Bauaufgaben des Bundes zu zahlen. Bisher 
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wurden Abschlagszahlungen in Höhe von 4 v. H. 
der Bausumme geleistet. Es waren nunmehr an die 
Länder Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Hes- 
sen auf Grund einer Verwaltungsvereinbarung für 
die Rechnungsjahre 1950/52 Nachzahlungen zu lei- 
sten. 

11 000,— Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Durch die Errichtung neuer Vermögensstellen, de- 
ren Bedienstete nach den ergangenen ues iiinniuii— 
gen einen Anspruch auf den Zuschuß zur Gemein- 
schaftsverpflegung haben, hat sich der Kreis der 
Berechtigten erweitert. 

Einsparung an anderer Stelle. 

299 156 000, — 220 000, — Vermischte Verwaltungsausgaben 

In den Rechnungsjahren 1951 und 1952 wurden von 
Inhabern beschlagnahmter Wohnräume bei den 
Oberfinanzdirektionen Mietentschädigungen einge- 
zahlt und bei E.P1. VIII Kap. 6 Tit. 1 vereinnahmt, 
die nach dem Gesetz Nr. 47 der Alliierten Hohen 
Kommission (Amtsblatt der AHK Nr. 47 vom 
14. Februar 1951 S. 767) an die Besatzungsämter 
abzuliefern waren. Dem Ersuchen der Besatzungs- 
ämter auf Abführung dieser Beträge an sie war 
stattzugeben. Die Höhe der Ausgabe stand bei Auf- 
stellung des Haushalts 1953 noch nicht fest. 
Einsparung an anderer Stelle. 

600 500 000, — 100 000, — Unterhaltung überregionaler Einrichtungen des 

ehemaligen Reichs 

Die für den Bund im Rahmen der Bereinigung von 
Schuldverschreibungen auf ausländische Währung 
tätige Konversionskasse für deutsche Auslands- 
schulden ist verpflichtet, der Preußischen Seehand- 
lung die Aufwendungen zu erstatten, die dieser 
durch ihre Tätigkeit als Prüfstelle (§ 63 Abs. 2 
AuslWBG) entstehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

hinter — *) 262 324,66 Ausgaben aus der Abrechnung der Nutzung des 

Tit. 299 ehern. Reichsvermögens vom 1. August 1951 bis zur 

Übergabe der Vermögenswerte 

Der Bundesminister der Finanzen hat sich im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesrechnungshof damit 
einverstanden erklärt, daß bei der Übergabe von 
Liegenschaften nach dem Vorschaltgesetz (BGBl. I 
1951 S. 46) die Gesamtbeträge der in der Abrech- 
nung der zu übernehmenden Liegenschaften nach- 
gewiesenen Einnahmen und Ausgaben je für sich 
außerplanmäßig bei Kap. 08 06 hinter Tit. 69 bzw. 
299 unter der oben angegebenen Zweckbestimmung 
gebucht werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


(08 06) 40 000,— 

298 
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*) 65 000 — 


*) 555 000,- 


37 000 — 


5 000,— 


2 000 000 ,— 


10 000 ,- 


85 000,— 


410 000,— 


Grunderwerb in Bad Homburg, Landgrafen- 
Ottilien-Straße 

Nachträglicher Erwerb von Grundstücken vom 
Land Hessen in Bad Homburg, auf denen vom 
Bund Wohngebäude errichtet worden sind. 
Einsparungen an anderer Stelle. 

Instandsetzung des ehern. Generalkommandos 
Kassel 

Instandsetzung des ehern. Generalkommandos in 
Kassel zur Unterbringung des Bundesarbeits- und 
Bundessozialgerichts, des Grenzschutzkommandos 
Mitte, der Bundesvermögensstelle Kassel und der 
Zollfahndungszweigstelle Kassel. Die Gesamtbau- 
kosten wurden anteilmäßig bei den entsprechen- 
den Einzelplänen im Rj. 1953 veranschlagt. Um das 
Bauvorhaben jedoch bei einer Verbuchungsstelle 
abrechnen zu können, wird die im Rj. 1953 benö- 
tigte Bausumme im E.P1. 08 außerplanmäßig be- 
willigt. Die bei den verschiedenen Einzelplänen 
verfügbaren Mittel sind in entsprechender Höhe 
gesperrt. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Geschäftsbedürfnisse 

Mehrbedarf an Schreibmaterialien im Zusammen- 
hang mit der Durchführung des Lastenausgleichs- 
gesetzes. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Mehrausgabe infolge Übertragung der Hausbe- 
wirtschaftung sämtlicher Dienstgebäude auf dem 
Grundstück Bad Homburg v. d. H., Terrassenstr. 1 
vom Bundesministerium der Finanzen auf das Bun- 
desausgleichsamt ab 1. April 1953. Die erforder- 
lichen Mittel sind, da die Übertragung der Bewirt- 
schaftung bei Aufstellung des Haushalts 1953 
nicht vorauszusehen war, bei Kap. 08 01 Tit. 206 
veranschlagt und werden hier eingespart. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Verwaltungskosten aus der Durchführung des 
Lastenausgleichsgesetzes 

Nach § 351 (1) des Lastenausgleichsgesetzes hat der 
Bund die Kosten des Kontrollausschusses, des stän- 
digen Beirats, der Heimatauskunftsstellen sowie 
die Kosten der Vertreter der Interessen des Aus- 
gleichsfonds zu tragen. Die Gesamtkosten für diese 
Stellen werden auf 6 000 000, — DM jährlich ge- 
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17 800,— 


30 000,— 


12 000 — 


53 978,03 


59 459,40 


schätzt. Da insbesondere die Heimatauskunftsstel- 
len z. T. erst im Laufe des Rj. 1953 eingerichtet 
wurden, waren für dieses Rechnungsjahr die Ge- 
samtkosten zunächst nur mit 2 000 000, — DM ver- 
anschlagt. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädi- 
gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Familien- 
besuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Mehrausgabe beruht in der Hauptsache auf 
folgenden unabweisbaren Gründen: 

a) Für Beamte und Angestellte konnten Neubau- 
wohnungen nicht in dem angenommenen Um- 
fange zugewiesen werden. 

b) Wegen der Wichtigkeit der Aufgaben wurde für 
die Dienststelle der Auslandsbevollmächtigten 
in Deutschland ansässige Kräfte eingestellt. Un- 
ter diesen befinden sich 3 Beamte aus dem Ge- 
schäftsbereich der Bank deutscher Länder, die 
an die Dienststellen im Ausland abgeordnet 
worden sind. Für diese Kräfte waren bei Tit. 
104 a entsprechende Auslandsdienstbezüge ver- 
anschlagt. Sie erhalten aber für die Dauer der 
Abordnung nur Inlandsbezüge eines Ledigen 
gleicher Dienststellung. Es wurden deshalb bei 
Tit. 104 a weniger Mittel verbraucht, bei Tit 108 
entsprechend mehr. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Geschäftsbedürfnisse 

Mehr infolge Herstellung von Anerkennungsbe- 
scheinigungen in Stahlstich für die Rückgabe oder 
Freigabe anerkannter Dollarbonds nach § 5 Abs. 5 
der Zweiten Durchführungsverordnung zum Be- 
reinigungsgestz für deutsche Auslandsbonds (Ver- 
einigte Staaten) vom 7. März 1953 (Bundesanzeiger 
Nr. 50). 

Einsparung an anderer Stelle. 


59 204,84 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskosten- 
beihilfen 

Die Mehrausgabe ist auf die Entsendung einer An- 
zahl von Beamten und Angestellten an die Dienst- 
stelle des Auslandsbevollmächtigten in New York 
und die dorthin angeordneten Umzüge zurückzu- 
führen. Wegen der Wichtigkeit der Aufgaben der 
Auslandsbevollmächtigten für die deutsche Wirt- 
schaft ergab sich die Notwendigkeit, in der Haupt- 
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Sache deutsche Beamte und sonstige in Deutsch- 
land ansässige Kräfte auszuwählen. Von diesen 
waren einige, auf die wegen ihrer Fähigkeiten be- 
sonderer Wert gelegt wurde, nur gegen Zusiche- 
rung der Umzugsgenehmigung und Erstattung der 
Umzugskosten für ihre Familienangehörigen und 
ihren Hausrat oder einen Teil desselben zu gewin- 
nen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

(08 09) 95 500, — 284 546,72 Vermischte Verwaltungsausgaben 

299 a) Ausgaben für Presseveröffentlichungen 

Nach § 5 des Abkommens zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regie- 
rung der Vereinigten Staaten von Amerika über 
die Bereinigung von Dollarbonds deutscher Aus- 
steller vom 27. Februar 1953 (Bundesanzeiger 
Nr. 50) ist die Bundesregierung zu Bekanntmachun- 
gen in Tageszeitungen, Wirtschaftszeitschriften und 
anderen zweckentsprechenden Ankündigungen ver- 
pflichtet, die erforderlich sind, um die Inhaber 
deutscher Auslandsbonds in den Vereinigten Staa- 
ten angemessen und rechtzeitig auf die nach dem 
Bereinigungsgesetz zur Sicherung der Anerken- 
nung ihrer Bonds notwendigen Schritte hinzuwei- 
sen. Die Presseveröffentlichungen haben Kosten 
verursacht, die in dieser Höhe nicht vorauszusehen 
waren. 

b) Gebühren für Hinterlegungen von Wertpapieren 
Durch § 2 der Zweiten Durchführungsverordnung 
zum AuslWBG vom 7. März 1953 (Bundesanzeiger 
1953 Nr. 50) ist die Hinterlegung der in den Ver- 
einigten Staaten angemeldeten Auslandsbonds bei 
einer Bank (National City, New York) angeordnet. 
Die allgemeine Hinterlegungsstelle unterstützt die 
Bereinigungsstelle in New York weitgehend bei der 
technischen Durchführung des Bereinigungsverfah- 
rens. Die Einrichtung einer allgemeinen Hinterle- 
gungsstelle sowie Art und Umfang ihrer Tätig- 
keit waren bei Aufstellung des Haushaltsvoran- 
schlags 1953 nicht vorherzusehen. Sie beruht auf 
dem zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Vereinigten 
Staaten geschlossenen Abkommen vom 27. Februar 
1953. 

Einsparung an anderer Stelle. 

08 11 241 900, — 105 000, — Verwaltungskostenerstattung 

220 Bei den veranschlagten Verwaltungskostenanteilen 

für das Rj. 1953 in Höhe von 241 000,- — DM 
sind die Verwaltungskostenanteile für die Versor- 
gungsbehörden nicht berücksichtigt, die gern. Erlaß 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

des Bundesministers für Arbeit vom 30. Juni 1953 
— IV b 3 — 2806/53 ab 1. Januar 1953 durch den 
Bundesminister der Finanzen an die Versorgungs- 
anstalt des Bundes und der Länder zu zahlen sind. 
Diese Ausgaben mußten, da unabweisbar, über- 
planmäßig geleistet werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


09 01 
205 


870 


09 02 
602 


hinter 

675 


Einzelplan 09 — Bundesminister 


lauicin 


5 000,— 


34 000,— 


16 500,— 


50 900,— 


Kleinerre Neu-, Um- und Erweiterungsbauten so- 
wie Erwerb von Haus- und Baugrundstücken 

Wegen notwendiger Personalmehreinstellungen 
mußten zur Beschaffung von Büroräumen ehe- 
malige Pförtnerräume, Kellergeschosse und Melde- 
zimmerboxen umgebaut und Trennwände zwecks 
besserer Nutzung der Räume eingebaut werden. 
Durch diese Maßnahmen wurden 19 Büroräume 
mit einer Gesamtfläche von 285,58 qm gewonnen. 
Die Arbeiten waren unabweisbar notwendig und 
bei Aufstellung des Haushalts 1953 nicht voraus- 
zusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegen- 
ständen, Maschinen u. dgl. 

Die Anschaffung von Büroausstattungen war durch 
notwendige Einstellungen von Personal unabweis- 
bar. Bei Aufstellung des Haushalts für 1953 war 
es nicht möglich, diesen Mittelbedarf vorauszu- 
sehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


1 309 000,— 


610 000 — 


*) 750 000,— 


Beiträge zu den Kosten der deutschen Beteiligung 
an ausländischen Messen 

Die Ausgabe war unabweisbar erforderlich, da die 
Vorbereitungsarbeiten für die Beteiligung an den 
Messen bereits vor Beginn des neuen Rechnungs- 
jahres in Angriff genommen werden mußten. Der 
Haushaltsansatz 1954 ist entsprechend gekürzt wor- 
den. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Preisausgleichsmaßnahmen für die Mineralöl- 
industrie 

Die Überprüfung der im Jahre 1949 gezahlten 
Preisausgleichsbeträge für deutsches Rohöl und 
Kohlepreiserhöhungen hat ergeben, daß die von 
der Zentralbüro für Mineralöl GmbH, Hamburg 
an die Firma Krupp Kohlechemie GmbH in Wanne- 
Eickel (früher Krupp Treibstoff GmbH) gezahlten 
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09 03 
200 


206 


09 04 
215 


noch Einzelplan 09 — Bundes minister für Wirtschaft — 


83 000,— 56 000 — 


210 000— 42 000,— 


120 000 — 


20 000 ,— 


Ausgleichsbeträge zu niedrig bemessen worden 
sind. Der Fa. Krupp Kohlechemie ist auf ihre Rest- 
forderung in Höhe von 1 341 573,80 DM im Ver- 
gleichswege mit Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen und des Bundesrechnungshofes ein 
Betrag von 750 000, — DM zugestanden worden. Bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1953 war die 
Ausgabe noch nicht zu übersehen. 

Die Zahlung des Betrages ist unabweisbar. 
Geschäftsbedürfnisse 

Die Beschaffung von Zulassungszeichen und -schei- 
nen für Spielgeräte bei der Physikalisch-Techni- 
schen Bundesanstalt war durch die Zweite Verord- 
nung zur Durchführung des § 33 d der Gewerbe- 
ordnung vom 13. August 1953 (BGBL I S. 935), die 
die Neuzulassung vieler Spielgeräte erforderlich 
machte, bedingt. Der Mehrausgabe steht eine Mehr- 
einnahme von rd. 1,2 Mio DM gegenüber. 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Die Mehrausgaben für Stromkosten und Wärme- 
bedarf bei der Physikalisch-Technischen Bundes- 
anstalt waren auf Grund von unvorhergesehenen 
Vertragsänderungen unabweisbar notwendig. Die 
Kosten für die Stromlieferung erhöhten sich von 
6,39 Pf/kwh auf 8,5 Pf und der Leistungspreis von 
70,— DM auf 78, — DM je Kalendervierteljahr, 
insgesamt für Strom rd. 26 500, — DM. Außerdem 
hat die PTB die Wärmeverluste auf der 7 km lan- 
gen Fernheizleitung anteilig mit der Forschungs- 
anstalt für Landwirtschaft zu tragen. Hierdurch 
erhöhen sich die Kosten für die Heizung um rd. 
30 000,— DM. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Reisekostenvergütungen 

a) Inlands reisen 

Die Versicherungsunternehmen und Bausparkassen 
können die DM-Eroffnungsbilanzen erst dann auf- 
stellen, wenn die Umstellungsrechnungen vom 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und 
Bausparwesen geprüft und bestätigt worden sind. 
Die notwendigen Örtlichen Prüfungen mußten mit 
größter Beschleunigung durchgeführt werden, da- 
mit die Jahresabschlüsse der Unternehmen für die 
rückliegende Zeit veröffentlicht werden konnten. 
Der für Reisekostenvergütungen erforderliche Ge- 
samtbetrag konnte bei Aufstellung des Haushalts 
1953 nicht mit Sicherheit geschätzt werden. Die 
unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar. 
Einsparung an anderer Stelle. 
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noch Einzelplan 09 — 

Bundesminister für Wirtschaft — 

09 05 

219 

10 000 — 

12 800,— 

Gerichts- und ähnliche Kosten 

Prozeßkosten, die in dem anhängigen Rechtsstreit 
de Couet-Land Nordrhein-Westfalen gegen STEG 
aus früheren Rechnungsjahren auf Grund eines 
klageabweisenden Urteils des Gberlandesgerichts 
München zunächst bei der Klägerin beigetrieben 
worden waren, mußten vom Bund nach dem rück- 
verweisenden Beschluß des Bundesgerichts erstat- 
tet werden. Die Ausgabe war bei Aufstellung des 
Haushaltsplans 1953 nicht vorauszusehen. Da es 
sich um einen klagbaren Erstattungsanspruch han- 
delte, war die Ausgabe unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Einzelplan 10 — 

Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 

10 01 

308 

750 000,— 

114 192,76 
(Vorgriff) 

Vergütung an die Deutsche Landesrentenbank für 
die Verwaltung der Soforthilfemittel für die 
Flüchtlingssiedlung 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. Die Höhe des 
tatsächlichen Bedarfs war zur Zeit der Veranschla- 
gung der Mittel nicht vorhersehbar. 

10 02 

602 

3 772 400,— 

102 300,— 

Zuschuß an die Forschungsanstalt für Landwirt- 
schaft in Braunschweig Völkenrode 

Unabweisbare Mehrausgabe infolge Erhöhung der 
tariflichen Bezüge. 

Einsparung an anderer Stelle. 

10 03 

298 

27 000,— 

18 000,— 

Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Unvermeidbarer und unvorhergesehener Mehrbe- 
darf infolge Änderung der Vorschriften für die Ge- 
meinschaftsverpflegung. 

Einsparung an anderer Stelle. 

10 17 

204 

9 200,— 

28 080,— 

Unterhaltung der Gebäude 

Unvorhergesehen aufgetretene, mit großer Gefahr 
für Menschenleben verbundene Schäden an den 
Sole- und Ammoniakhochdruckleitungen der sta- 
tionären Kälteanlagen erforderten zur Vermei- 
dung großer Verluste und Schäden sofortige, um- 
fangreiche Instandsetzungsarbeiten. 

Einsparung an anderer Stelle. 

10 23 

hinter 
Tit. 404 


*) 480 990,— 

Zuschuß an die Forschungsgesellschaft für Reben- 
züchtung mbH in Baden-Baden 

Das Forschungsinstitut für Rebenzüchtung Geil- 
weilerhof der Forschungsgesellschaft für Reben- 
züchtung mbH in Baden-Baden sollte im Rech- 
nungsjahr 1953 als Bundesanstalt übernommen 
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noch Einzelplan 10 — 


30 000,— 


Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 

werden. Da die Voraussetzungen für die Über- 
nahme nicht rechtzeitig geschaffen werden konn- 
ten, mußten 480 990,— DM als Finanzierungszu- 
schuß für das Institut außerplanmäßig zur Verfü- 
gung gestellt werden. 

Einsparung. an anderer Stelle. 

32 200, — Verfügungssumme 

Zur Zeit der Veranschlagung der Haushaltsmittel 
für das Rechnungsjahr 1953 waren erst die Vorbe- 
! reitungen zum Aufbau der Bundesforschungsan- 
stalt für Viruskrankheiten der Tiere im Gange, so 
daß der Bedarf schätzungsweise ermittelt und nur 
für ein halbes Jahr veranschlagt worden ist. Da die 
Forschungsarbeiten jedoch schon im März 1953 
aufgenommen werden konnten und mit ihrem 
Fortschreiten auch relativ höhere Ausgaben erfor- 
derten, entstand die unvorhersehbare und unver- 
meidbare Mehrausgabe. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit — 

1101 I 40 000, — 6 733, — Unterhaltung der Gebäude; kleinere Neu-, Um- 

204/205 und Erweiterungsbauten sowie Erwerb von Haus- 

und Baugrundstücken 

Durch die vom Bundesminister der Finanzen ge- 
forderte Abgabe von Diensträumen an das Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten wurde es notwendig, bisher anderweitig 
. genutzte Räume zu Büroräumen herzurichten und 
! außerdem zur Unterbringung des Fahnbereit- 
t schaftsdienstes das Garagengebäude durch einen 
■ Anbau zu erweitern. Bei der Aufstellung des Haus- 
halts waren die Verhandlungen üiber die ander- 
' weitige Raumverteilung noch nicht abgeschlossen, 

! so daß die Mittel für die im Zusammenhang damit 

stehenden Um- und Erweiterungsbauten nicht ver- 
! | anschlagt werden konnten. 

I j Die Ausgabe war unabweisbar. 

299 5 000, 2 402,06 Vermischte Verwaltungsausgaben 

! Durch die Vorbereitungen der Personalbesetzung 
; des nach dem Arbeitsgerichtsgesetz vom 3. Septem- 

j ber 1953 (BGBl. I S. 1267) und nach dem Sozial- 
gerichtsgesetz vom 3. September 1953 (BGBl. I 
! S. 1239) zu errichtenden Bundesarbeitsgerichts und 

j | Bundessozialgerichts sind zusätzliche Kosten für 

: Vorstellungsreisen erwachsen. Die Ausgabe ließ 

sich in ihrer Höhe (bei der Aufstellung des Haus- 
i halts 1953 nicht vorhersehen und war unabweisbar. 
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noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit — 

11 03 i 304 600, — 35 291,29 | Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte 

104a | a) Vergütungen der Angestellten 

Die Mehrausgaben sind entstanden durch die Er- 
höhung der tariflichen Vergütungen der Angestell- 
ten und durch die Bestreitung der Kosten für die 
I zusätzliche Einstellung von Angestellten zur Erle- 
1 | digung der Mehrarbeiten, die der Bundesausfüh- 

rungsbehörde durch die Übernahme von mehr als 
I I 20 000 Renten- und Ermittlungsfällen von den bis- 

her zuständig gewesenen Versicherungsträgem auif 
Grund des § 7 Abs. 1 Ziff. 1 des Fremdrenten- und 
| Auslandsrentengesetzes vom 7. August 1953 (BGBl. 

I IS. 848) entstanden sind. 

| | Auf die Tariferhöhungen entfallen Mehrausgaben 

! von 48 766,86 DM. Sie durften über den Haushalts- 
ansatz hinaus bei Tit. 104 a gebucht werden (Min- 
BlFin 1953 S. 789). 

t Durch die zusätzlichen Einstellungen wurden 

| ! i 60 064,68 DM verausgabt, von denen 35 291,29 DM 

ungedeckt blieben und als Mehrausgaben nachge- 
wiesen werden mußten. 

104 b 14 500, — 3 452,50 Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte 

! b) Löhne der Arbeiter 

| Die Mehrausgaben sind entstanden durch die Er- 
höhung der tariflichen Löhne der Arbeiter und 
durch notwendige Neueinstellung eines Arbei- 
| ters aus Anlaß der Übernahme von zusätzlichen 
Renten- und Ermittlungsfällen nach dem Fremd- 
j renten- und Auslandsrentengesetz. 

Von der Mehrausgabe entfallen: 

I a) auf die Tariferhöhungen 1200,10 DM. Sie durf- 
ten über den Haushaltsansatz hinaus bei Tit. 104 b 
gebucht werden (MinBIFin 1953 S. 789); 
b) auf die Neueinstellung 3452,50 DM. Der Betrag 
mußte überplanmäßig gebucht werden, da die Aus- 
gabe unumgänglich notwendig war. 

110 500, — 1 074,36 Abfindungen und Übergangsgelder 

Bei der Veranschlagung des Haushaltsplans für 
| | 1953 konnte wegen der bis dahin stabilen Perso- 

! nalverhältnisse bei der Bundesausführungsbehörde 

| j für Unfallversicherung nicht angenommen werden, 

daß im Laufe des Rj. 1953 drei Angestellte 
mit Anspruch auf Übergangsgeld aus dem Bundes- 
j dienst ausscheiden würden. Hierauf ist die Mehr- 

ausgabe zurückzuführen. Sie ist zwangsläufig. 

200 24 000, — 7 910,92 Geschäftsbedürfnisse 

Die Bundesausführungsbehörde für Unfallversiche- 
| i ! rung hatte auf Grund der Bestimmung § 7 Abs. 1 
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noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit — 


21 000 — 


6 533,80 


7 000,— 


3 714,87 


*) 12 659,28 


Ziff. 1 des Fremdrenten- und Auslandsrentengeset- 
zes vom 7. August 1953 (BGBl. I S. 848) über 
20 000 Renten- und Ermittlungsfälle von den bis- 
her zuständig gewesenen Unfallversicherungsträ- 
gem zu übernehmen. Die Eingliederung der über- 
nommenen Vorgänge in die Aktenführung und das 
Kontrollsystem der Rundesausführungsbehörde 
führte zu einem erhöhten Bedarf an Büro- und 
Schreibmaterial. Die Beschaffung konnte nicht bis 
zum Rechnungsjahr 1954 zurückgestellt werden. 

Die Ausgabe ließ sich bei der Aufstellung des 
Haushalts 1953 nicht vorhersehen und war unab- 
weisbar. 

Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Auf Grund der Bestimmung § 7 Abs. 1 Ziff. 1 des 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes vom 
7. August 1953 (BGBl. I S. 848) hat die Bundesaus- 
führungsbehörde für Unfallversicherung über 
20 000 Renten- und Ermittlungsfälle von den bis- 
her zuständig gewesenen Unfallversicherungsträ- 
gern übernommen. Diese Erweiterung des Aufga- 
bengebietes der Bundesausführungsbehörde führte 
u. a. auch zu einer Erhöhung der Ausgaben für 
Porto und Fernsprechgebühren. Die Ausgabe ließ 
sich bei der Aufstellung des Haushalts 1953 nicht 
vorhersehen und war unabweisbar. 

Umgestaltung der Gebäude 

Nach § 7 Abs. 1 Ziff. 1 des Fremdrenten- und Aus- 
landsrentengesetzes vom 7. August 1953 (BGBl. I 
S. 848) hat die Bundesausführungsbehörde für Un- 
fallversicherung über 20 000 Renten- und Ermitt- 
lungsakten von den bisher zuständig gewesenen 
Unfallversicherungsträgern zu übernehmen. Der 
Fußboden des Aktenraumes mußte entsprechend 
der größeren Belastung verstärkt werden. Die Aus- 
gabe ließ sich bei der Aufstellung des Haushalts 
1953 nicht vorhersehen und war unabweisbar. 

Erstmalige Anschaffung von Schreib-, Rechen-, 
Druck- und sonstigen Maschinen 

Zur büromäßigen Erledigung der Aufgaben, die der 
Bundesausführungsbehörde aus dem Fremdrenten- 
und Auslandsrentengesetz vom 7. August 1953 
(BGBl. I S. 848) erwachsen, mußten zusätzlich an- 
geschafft werden: 

7 Schreibmaschinen, 1 Schreibmaschine mit langem 
Wagen, 2 Addiermaschinen, 1 Printo Vervielfälti- 
gungsmaschine, 3 Kleinstschreibmaschinen. 

Diese unabweisbare Ausgabe war bei Aufstellung 
des Haushalts 1953 nicht vorherzusehen. 
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noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit — 

( 11 03) | — | *) 975, — Erweiterung der Fernsprechanlage 

hinter Auf Grund der Bestimmung § 7 Abs. 1 Ziff. 1 des 

Allg. | Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes vom 

Ausgaben | 7. August 1953 (BGBl. I S. 848) hat die Bundesaus- 

3. Stelle j führungsbehörde für Unfallversicherung über 

i 20 000 Renten- und Ermittlungsfälle von den bis- 

j her zuständig gewesenen Unfallversicherungsträ- 

! i gern übernommen. Diese Erweiterung des Aufga- 

bengebietes der Bundesausführungsbehördc führte 
! zu einer Vermehrung des Personals. Für das ver- 

stärkte Personal reichte die vorhandene Fem- 
; Sprecheinrichtung nicht aus. Sie mußte erweitert 

j werden. Hierauf ist die Mehrausgabe zurückzufüh- 

! ren; sie ist zwangsläufig. 


1 1 11 761 000 000, — | 66 650 991,49 Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 

300 Die Mehrausgabe ist durch die Auswirkungen des 

| Gesetzes zur Änderung und Ergänzung von Vor- 

schriften auf dem Gebiet der Arbeitslosenversiche- 
rung und Arbeitslosenfürsorge vom 24. August 1953 
(BGBl. I S. 1022) entstanden und war unvorherseh- 
bar und unabweisbar. Dem Haushaltsansatz lag 
! eine Zahl von 730 000 Hauptunterstützten mit 
einem Unterstützungsdurchschnittssatz von 108 DM 
monatlich zugrunde. Die tatsächliche Zahl der 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützungsempfänger liegt 
] zwar im Jahresdurchschnitt nur um 646 Hauptun- 
terstützte über der veranschlagten Zahl, jedoch 
| sind die Unterstützungssätze durch das vorgenannte 
Gesetz vom 24. August 1953 mit Wirkung vom 
1. August 1953 ab erhöht worden, so daß sich von 
diesem Zeitpunkt ab ein Durchschnittssatz von 
128, — DM monatlich ergab. Durch § 6 des Gesetzes 
I vom 24. August 1953 ist das Teuerungszulagen- 

| gesetz in der Fassung vom 25. Juni 1952 (BGBl. I 

| j S. 353) für die Empfänger von Arbeitslosenfürsor- 

; geunterstützung außer Kraft gesetzt worden, je- 

| doch reichte der dadurch bei Tit. 304 eingesparte 

Betrag von 34 926 720,77 DM zur Deckung der bei 
den Unterstützungsmitteln eingetretenen Mehr- 
i ausgabe nicht aus. 

Teilweise Deckung durch Einsparung an anderer 
i j Stelle. 

i I 

303 30 000 000, — 30 740 000, — Pauschalabgeltung der persönlichen und sächlichen 

' Verwaltungsausgaben der Bundesanstalt für Ar- 
| beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung für 

die Durchführung der Arbeitslosenfürsorge 

j Nach § 1 des Gesetzes über die Errichtung der 

I Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 

losenversicherung vom 10. März 1952 (BGBl. I 
S. 123) hat der Bund der Bundesanstalt die Kosten 
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noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit — 

für idie Durchführung der Arbeitslosenfürsorge zu 
erstatten. Die über die Höhe der Pauschale zu 
1 treffende Vereinbarung ist noch nicht abgeschlossen 

worden, weil das Ergebnis der Prüfung durch den 
Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung noch nicht vorliegt. Der Bundesanstalt 
I j ist deshalb als weitere Abschlagszahlung der Be- 

trag gezahlt worden, der sich aus der Differenz 
j j zwischen den für die Rechnungsjahre 1952 bis 1953 

! j geleisteten und für 1954 veranschlagten Beträgen 

i i und dem Betrag von 4 v. H. des Unterstützungs- 

! ! aufwandes ergibt. 

11 11 6 000 000,— ! 15 506 282,18 I Zuschüsse (Grundförderung) für Arbeitsbeschaf- 

0O0 fungsmaßnahmen für Arbeitslosenfürsorgeunter- 

| Stützungsempfänger an Gebietskörperschaften 

Die Mehrausgabe war unvorhersehbar und aus sozial- 
und wirtschaftspolitischen Gründen unabweisbar. 

; Bei der Anerkennung der Notstandsarbeiten für 

das Rechnungsjahr 1953 hatte sich ergeben, daß 
Arbeitsvorhaben, die nur die Gewährung der 
Grundförderungszuschüsse erforderten, in größerem 
Umfange vorhanden waren als angenommen wer- 
den konnte. Da die Höhe der Grundförderungszu- 
! schüsse etwa der Höhe der Unterstützungssätze 

I f ; ; entspricht, führt die Gewährung der Grundförde- 

j rungszuschüsse zu einer annähernd gleich hohen 

! Verminderung der Ausgaben für Arbeitslosenfür- 

; Sorgeunterstützungen. Infolgedessen hat die Uber- 

j schreitung der Mittel für Grundförderungszuschüsse 

im Ergebnis nicht zu einer Erhöhung der Ausgaben 
| für die Arbeitslosenhilfe geführt. 

11 13 397 000 000, — 32 244 679,53 Fremdrenten 

605 Die Ausgaben nach dem Fremdrenten- und Aus- 

landsrentengesetz sind zwangsläufig. Die vom 
Bund angeforderten Versicherungsleistungen (vor- 
läufig als Abschlagszahlungen gezahlt) beliefen sich 
bei der Rentenversicherung der Arbeiter und An- 
gestellten auf 387 999 360, — DM 

bei der Knappschaftsversiche- 
rung auf 28 000 000, — DM 

bei der Unfallversicherung auf 13 245 319,53 DM 

zus. 429 244 679,53 DM 
Die Ausgaben für die Invaliden- und Angestellten- 
versicherung haben sich im Rahmen der Schätzung 
gehalten. Hinzugekommen sind die für die Knapp- 
schaftsversicherung vorgesehenen 28 Mio DM, die 
nach dem Schlußsatz der Erläuterungen zu Tit. 605 
in die Berechnung des Zuschusses nach § 18 des 
Soz Vers Anpassungsgesetzes einbezogen und aus 
Tit. 602 gezahlt werden sollten, aber aus Gründen 
der Zusammenfassung der Leistungen des Bundes 
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j nach idem Fremdrentengesetz bei Tit. 605 gebucht 

worden sind. Die für die Unfallversicherung vor- 
gesehenen Leistungen haben den Ansatz um 
4 245 319,53 DM überschritten. Sie konnten s. Z. 
nur geschätzt werden. Das Ergebnis hat die 
Schätzung überschritten. 

Einsparung an anderer Stelle. 

(11 13) 1 000 000, — 270 481,18 Erstattung der Aufwendungen für die Kranken- 

500 j hilfe an Heimkehrern 

Die Ausgaben sind zwangsläufig von der Zahl der 
| entlassenen Spätheimkehrer abhängig. Der Ansatz 

war geschätzt; er hat zur Deckung des Bedarfs 
nicht voll ausgereicht. 

Einsparung an anderer Stelle. 

609 7 500 000, — 368 115,89 Kosten der gesetzlichen Unfallversicherung für 

ehemalige Reichsbetriebe, für Betriebe der briti- 
schen Zone und des früheren Vereinigten Wirt- 
! ! Schaftsgebietes sowie für Bundesbetriebe der Bun- 

desrepublik Deutschland 

| Die Ausgaben sind zwangsläufig. Der Haushalts- 

| ansatz konnte nur geschätzt werden. Mehraus- 

gaben gegenüber der Schätzung entstanden für den 
Bereich von Berlin in Höhe von 129 200, — DM 
und bei der Leistung der Zahlungen für die Bun- 
, desanstait für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 

versicherung in Hohe von über 120 000, — DM. Der 
Rest entfällt auf die Ausgaben im Bundesgebiet. 
Den Mehrausgaben für die Bundesanstalt stehen 
entsprechende Mehreinnahmen gegenüber (s. Kap. 

I 11 13 Tit. 61 a). 

Einsparung an anderer Stelle. 

610 20 000 000, — | 5 910 965,70 Erstattung der Leistungen der Träger der gesetz- 

; liehen Krankenversicherung auf Grund des Mutter- 

schutzgesetzes 

j | Die Ausgaben sind zwangsläufig. Der Ansatz war 

| i geschätzt und wurde durch die notwendig gewor- 

| denen Aufwendungen überschritten. 

Einsparung an anderer Stelle. 

614 400 000, — 62 450,41 Erstattung der Aufwendungen der Sozialversiche- 

I rungsträger für Ausgleichsbeträge an die im Bun- 

desgebiet wohnenden Berechtigten saarländischer 
Sozialversicherungsträger 

j Die Ausgaben sind zwangsläufig. Die Aufwendun- 

gen für die Ausgleichsbeträge waren hoher als bei 
Aufstellung des Haushaltsplans 1953 angenommen 
I werden konnte. 

■ Einsparung an anderer Stelle. 
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(11 13) 

615 


113 090,24 

- 

- 


616 

— 

188,80 

617 

316 000 000,— 

12 607 184,86 

hinter 

617 

— 

*) 216 788,33 


Erstattung der Aufwendungen für Leistungen nicht 
mehr bestehender oder nicht mehr erreichbarer 
Unfallversicherungsträger 

Die Ausgaben sind zwangsläufig. Die Aufwendun- 
gen mußten noch für Verpflichtungen des Bundes 
aus der Zeit vor dem Inkrafttreten des Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetzes geleistet wer- 
den. Bei der Aufstellung des Haushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1953 war nicht zu übersehen, 
ob und in welcher Höhe solche Ausgaben noch ent- 
stehen würden; für etwaige Aufwendungen war 
vorsorglich ein Leertitel 'im Haushaltsplan be- 
lassen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Erstattung der Aufwendungen der Sozialversiche- 
rungsträger nach der Bekanntmachung über die 
Fürsorge für Versicherte aus den abgetretenen 
Gebieten vom 28. November 1930 (Amtliche Nach- 
richten für Reichsversicherung S. 497) und der 
Verordnung über die Eingliederung von Umsied- 
lern in die Reichsversicherung vom 19. Juni 1943 
(RGBl. I S. 375) 

Die Ausgaben sind zwangsläufig. Es handelt sich 
um Aufwendungen zu Lasten des Bundes aus der 
Zeit vor dem Inkrafttreten des Fremdrenten- und 
Auslandsrentengesetzes, die in ihrer Höhe voll- 
kommen ungewiß waren und für die zwecks Ver- 
meidung einer unnötigen Bindung von Haushalts- 
mitteln im Haushaltsplan 1953 vorsorglich nur 
noch ein Leertitel eingesetzt worden war. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Erstattung der Aufwendungen nach dem Grund- 
betragserhöhungsgesetz an die Träger der gesetz- 
lichen Rentenversicherung 

Die Ausgaben sind zwangsläufig. Der Haushalts- 
ansatz war geschätzt. Die Mittel haben nicht aus- 
gereicht. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Erstattung der Rentenauslagen für im Land Rhein- 
land-Pfalz wohnende Berechtigte der früheren 
Lothringer Knappschaft 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1953 war damit 
gerechnet worden, daß nach dem deutsch-franzö- 
sischen Abkommen über die Sozialversicherung 
vom 10. Juli 1950 die französische Seite vom Rech- 
nungsjahr 1953 ab, rückwirkend vom 1. Januar 
1952, die Leistungen für Rentenanteile aus Knapp- 
schaftsrenten, soweit die Berufsunfähigkeit nicht 
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auf Unfall oder Krankheit zurückgeht (Art. 10 der 
Ersten Zusatzvereinbarung), die bisher vom Bund 
getragen werden mußten, für die im Bande Rhein- 
land-Pfalz wohnenden Berechtigten der früheren 
Lothringer Knappschaft übernehmen würde. Der 
bisherige Ansatz (Rechnungsjahr 1952: Einzelpl. XI, 
Kap. 10, Tit. 46) wurde aus diesem Grunde nicht 
wieder ausgebracht. 

Einsparung an anderer Stelle. 


,*) 185 000 000,— 


i 


*) 691 064 074,— 


Erstattung von Aufwendungen für Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützungen durch Zuteilung von 
Schuldbuchforderungen 

Nach Art. 1 des Gesetzes zur Ergänzung des Ersten 
Überleitungsgesetzes vom 4. September 1953 
(BGBl. I S. 1320) erstattet der Bund von den Auf- 
wendungen der Arbeitslosenfürsorge der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung (Bundesanstalt) im Rechnungsjahr 
1953 einen Betrag von 185 000 000, — DM in der 
Weise, daß er der Bundesanstalt Schuldbuchforde- 
rungen gegen den Bund zuteilt. Die Unabweisbar- 
keit ergibt sich aus der vorgenannten gesetzlichen 
Bestimmung. Da im Haushaltsplan Mittel hierfür 
nicht veranschlagt waren, war die Ausgabe außer- 
planmäßig zu leisten. 

Erstattung von Rentenzulagen durch Zuteilung 
von Schuldbuchforderungen 

Auf Grund der Ermächtigung, die durch das Gesetz 
zum Ausgleich der von den Trägern der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen für das Rechnungs- 
jahr 1952 zu tragenden Mehraufwendungen für 
Rentenzulagen vom 29. September 1953 (BGBl. I 
S. 1451) und durch das Gesetz über die Deckung 
der Rentenzulagen nach dem Rentenzulagengesetz 
für das Rechnungsjahr 1953 vom 4. September 1953 
(BGBl. I S. 1321) erteilt worden sind, erstattet der 
Bund den Trägern der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der Ange- 
stellten von den Mehraufwendungen, die durch die 
Gewährung von Zulagen nach dem Rentenzulagen- 
gesetz vom 10. August 1951 (BGBl. I S. 505) ent- 
stehen, 

im Rechnungsjahr 1952 
einen Betrag in Höhe von 20 v. H. und 
im Rechnungsjahr 1953 
einen Betrag in Höhe von 75 v. H. 
der Mehraufwendungen durch Zuteilung von 
Schuldbuchforderungen. Die durch die Begebung 
von Schuldbuchforderungen abzudeckenden Forde- 
rungen der Rentenversicherungsträger betragen 
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im Rechnungsjahr 1952 = 140 210 627, — DM, 
im Rechnungsjahr 1953 = 550 853 447, — DM, 

zusammen: 691 064 074, — DM. 
Die Unabweisbarkeit ergibt sich aus den vorge- 
| nannten gesetzlichen Bestimmungen. Da im Haus- 

haltsplan 1953 Mittel hierfür nicht veranschlagt 
waren, war die Ausgabe außerplanmäßig zu leisten. 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

12 01 135 000, — | 20 000, — Geschäftsbedürfnisse 

Infolge unvorhergesehener und unabweisbarer 
Ausgaben für den Druck zahlreicher Gesetzesvor- 
lagen in der Hausdruckerei, für umfangreiche 
Druck arbeiten außer dem Hause sowie für die Ver- 
gebung von Übersetzungsarbeiten ist der bisherige 
Haushaltsansatz nicht ausreichend. E.s ist eine 
überplanmäßige Haushaltsausgabe von 20 000, — DM 
erforderlich. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegen- 
ständen, Maschinen und dergleichen 

Infolge unerwarteter Kündigung seitens des Kan- 
tinenpächters in der Kaufmannstr. 58 ist die Neu- 
einrichtung dieser Kantine, die verwaltungsseitig 
übernommen werden mußte, erforderlich gewor- 
den. Außerdem sind durch die Neueinrichtung der 
Dienstgebäude Martinstr. 20 und 22 für unentbehr- 
liche Gegenstände nicht vorauszusehende Ausgaben 
entstanden. Diese Umstände konnten bei der Auf- 
stellung des Haushaltsplans 1953 noch nicht vorher- 
gesehen werden. Die notwendigen Kosten betragen 
für 

Neueinrichtung der Kantine 7 200, — DM 

I Neueinrichtung der Dienst gebäude 22 800, — DM 

zusammen 30 000, — DM 
Einsparung an anderer Stelle. 

30 000, — Die im 3. Vierteljahr 1953 für diesen Bedarf bei 

Kap. 1201 Tit. 201 b — Ersatz der Geräte — zuge- 
standene überplanmäßige Ausgabe wurde zurück- 
gezogen, weil die Verbuchung bei Tit. 201 b nicht 
richtig gewesen wäre. 

125 000, — Betriebszuschuß des Gesellschafters „Bundes- 
(Vorgriff) j republik Deutschland“ an die Lübecker Hafen- 
gesellschaft mbH 

Nach dem Gesellschaftervertrag hat die Bundes- 
I republik Deutschland bei Fehlbeträgen der Lü- 
becker Hafengesellschaft jährlich einen Betrag bis 
i zu 500 000, — DM zu tragen. In den Rechnungs- 


12 02 500 000,— 

602 


hinter ! — *) 30 000, — 

299 1 


200 | 
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j 


J jahren 1951 bis 1953 ist diese Summe stets in 
! voller Höhe fällig geworden. Da für 1951 nur 
375 000, — DM veranschlagt waren, wurde der feh- 
lende Betrag von 125 000, — DM als Vorgriff auf 
die Mittel des Rechnungsjahres 1953 bewilligt. 
Hierdurch entsteht für 1953 wiederum ein über- 
planmäßiger Bedarf von 125 000, — DM. Eine Erhö- 
hung des Haushaltsansatzes wird, falls erforder- 
lich, im Haushalt 1955 vorgenommen werden. 

(12 02) 

460 000,— 

195 700,— 

Betriebszuschüsse an Flughafengesellschaften, an 

956 


(Vorgriff) 

denen der Bund als Gesellschafter beteiligt ist 


| 


Im Rechnungsjahr 1952 mußten an Betriebs- 
zuschüssen für Flughafengesellschaften über 
den Haushaltsansatz von 200 000, — DM hinaus 
152 000, — DM gezahlt werden. Für 1953 werden 
503 700, — DM benötigt, für die der Haushaltsbetrag 
abzüglich des Vorgriffs nicht ausreichend ist. Zum 
Zeitpunkt der Veranschlagung der Haushaltsmittel 
konnte weder für 1952 noch für 1953 mit einem 
solchen Bedarf gerechnet werden. Es ist daher eine 
überplanmäßige Haushaltsausgabe (Vorgriff) auf 
die nächstjährigen Mittel unabweisbar. 

hinter 

959 


*) 60 000 000,— 

Darlehen an die Deutsche Bundesbahn für die Aus- 
besserung und Erneuerung von Anlagen und des 


rollenden Materials 

Die außerplanmäßige Ausgabe ist zur Gewährung 
eines unverzinslichen Darlehens an die Deutsche 
Bundesbahn (DB) gemäß § 4 Abs. 2 Bundesbahn- 
gesetz zur Ausbesserung und Erneuerung der An- 
lagen und des rollenden Materials erforderlich, da 
| die DB aus eigenen Mitteln ihre Leistungsfähigkeit 
und Betriebssicherheit nicht aufrechterhalten 
; kann. Infolge von Einnahmeausfällen im Güter- 
verkehr und wegen rückständiger Zahlungsver- 
pflichtungen gegenüber Lieferanten war die DB 
Ende April 1953 liquiditätsmäßig nicht in der 
Lage, ihren Bediensteten die Gehaltserhöhung nach 
j dem Dritten Besoldungsänderungsgesetz in Höhe 
von 61,6 Mio DM zu zahlen. Die Bank deutscher 
| Länder lehnte die Gewährung weiterer Kassen- 
! kredite an die DB ab, weil der der DB eingeräumte 
Kreditplafond bereits ausgeschöpft war. Zur Ver- 
| meidung einer ernsten Gefährdung des Ar- 
beitsfriedens sah sich die Bundesregierung daher 
I vor der unabweisbaren Notwendigkeit, der DB 
Ende April 1953 ein Darlehen von 60 Mio DM 
; unter vorläufiger Anrechnung auf das im Bundes- 
' haushalt 1953 bei Kap. A 1202 Tit. 534 vor- 
gesehene Investitionsdarlehen von 90 Mio DM zur 
Verfügung zu stellen. Da das Investitionsdarlehen 
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von 90 Mio DM für die im Haushalt angegebenen 
Zwecke jedoch in voller Höhe dringend benötigt 
‘ wird, muß der DB das seinerzeit für die Behebung 

ihrer Kassenschwierigkeiten zur Verfügung ge- 
stellte Darlehen nunmehr zusätzlich bereitgestellt 
werden. Andernfalls wäre die DB nicht im Stande, 
die zur Aufrechterhaltung ihrer Leistungsfähigkeit 
und Betriebssicherheit notwendigen Maßnahmen 
1 durchzuführen. 


*) 400 000,— 


*) 84 000,— 


Investitionszuschuß an die Flughafen Hannover- 
Langenhagen GmbH, Hannover 

Die Gesellschafter der Flughafen Hannover-Lan- 
genhagen GmbH sind übereingekommen, anstelle 
einer ursprünglich beabsichtigten Kapitalerhöhung, 
für die auf den Bund entfallenden Mittel bei 
Kap. A 1202 Tit. 891 in Höhe von 400 000, — DM ver- 
anschlagt sind, ihren Kapitalanteilen entsprechende 
Investitionszuschüsse in gleicher Höhe zu leisten, 
da es sich bei Flughafengesellschaften zur Vermei- 
dung zu hoher Betriebszuschußverpflichtungen der 
Gesellschafter infolge hoher Abschreibungsbeträge 
als zweckmäßig erwiesen hat, Investitionsmittel 
der Gesellschafter zum Ausbau des Rollfeldes nicht 
in Form einer Kapitalerhöhung, sondern in 
Form von Investitionszuschüssen zu geben. Obwohl 
die Leistung dieser Investitionszuschüsse im Erfolg 
einer Kapitalerhöhung gleichkommt, da die In- 
vestition den Geschäftsanteilen der Gesellschafter 
gleichmäßig zuwächst, ist aus Gründen des forma- 
len Haushaltsrechts eine Verbuchung der Ausgaben 
bei Kap. A 1202 Tit. 891, die nur eine Beteiligung 
vorsieht, nicht zulässig. Die erforderlichen Mittel 
waren daher außerplanmäßig bereitzustellen. 
Einsparung bei Kap. A 1202 Tit. 891. 

Darlehen an die Flughafen Württemberg GmbH, 
Stuttgart-Möhringen 

Im Rechnungsjahr 1952 ist der Flughafen Würt- 
temberg GmbH ein Darlehen von 100 000, — DM 
bewilligt worden, auf das zunächst 52 000, — DM 
gezahlt wurden. Nach ihrem Finanzierungsplan für 
1953 soll die Gesellschaft zur Finanzierung von 
Bauvorhaben von den Gesellschaftern weitere Dar- 
lehen in Höhe von insgesamt 1 Mio DM erhalten. 
Auf den Bund entfallen anteilmäßig (28 v. H.) 
280 000, — DM. Die Darlehen werden unverzinslich 
und mit dem Recht der Umwandlung in Kapital- 
beteiligung gewährt. Entsprechend dem Baufort- 
schritt hat die Gesellschaft 48 000, — DM (Rest des 
Darlehens 1952) 4- 116 000,— DM = 164 000,— DM 
angefordert. Hiervon wurden 80 000, — DM aus 
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i dem aus 1952 nach Kap. A 1202 Tit. 891 übertra- 

! genen Ausgaberest gezahlt. Da Tit. 891 nach der 

Zweckbestimmung nur „Beteiligungen an Ver- 
! kehrsflughäfen“ vorsieht, ist eine außerplanmäßige 
Haushaltsausgabe von 84 000, — DM erforderlich. 
Einsparung bei Kap. A 1202 Tit. 891. 

12 03 200 900, 62 200, — Unterhaltszuschüsse für Beamte im Vorbereitungs- 

^ dienst und Beamtenanwärter 

Unabweisbarer nicht voraussehbarer Mehrbedarf 
bei der B innenwasserst raßen Verwaltung infolge 
Erhöhung der Unterhaltszuschüsse auf Grund des 
Hunderlasses des Bundesministers der Finanzen 
vom 6. Juli 1953 (MinBIFin 1953 S. 469). 

— I B — BA 3232 — 49/53 — 

IA — P 1515 — 9/53 

206 731 700, — 79 100, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

An nicht voraussehbaren zwangsläufigen Ausgaben 
sind entstanden: 

Nachzahlung an Sorforthilfe im Bereich 
der Wasser- und Schififahrtsdirektion 
Hannover 48 500, — DM 

dtu. Mainz 30 000, — DM 

Kosten für Anmietung von Diensträu- 
men in Freiburg für die neue Wasser- 
straßenmittelbehörde in Freiburg 9 000, — DM. 

Außerdem sind nicht voraussehbare Aufwendun- 
gen angefallen 

infolge Erhöhung der Gemeindesteuern und -ab- 
gaben 

infolge Heranziehung der Betriebsgrundstücke der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung zur 
Grundsteuer auf Grund des Urteils des 
Bundesfinanzhofs vom 22. Mai 1953 — III 
24/53 — 

infolge Erhöhung der Kohlenpreise durch die 
Montanbehörde 

infolge Erhöhung der Beheizungskosten für Dienst- 
räume wegen des langen Winters 1953/54. 
Einsparung an anderer Stelle. 

217 113 500, — 49 400, — Umzugskosten und Umzugskostenbeihilfen 

Zwangsläufiger, nicht voraussehbarer Mehrbedarf 
infolge vermehrter Schaffung von Wohnraum und 
Erhöhung der Umzugskostenentschädigungen usw. 
durch die Verordnung über Änderung des Umzugs- 
kostenrechts vom 30. April 1953 (BGBl. I S. 191). 
Einsparung an anderer Stelle. 
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(12 03) 

221 

407 700,— 

40 300,— 

Gesetzliche Kosten der Unfallversicherung nach der 
Reichsversicherungsordnung 

Zwangsläufiger Mehrbedarf infolge gesetzlicher 
Verpflichtung. 

Einsparung an anderer Stelle. 

298 

76 600,— 

21 300,— 

I 

Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Zwangsläufiger nicht voraussehbarer Mehrbedarf 
auf Grund erhöhter Beteiligung und Änderung der 
Richtlinien für Kantinen bei Dienststellen des 
Bundes. 

Einsparung an anderer Stelle. 

304 

220 000,— 

152 000,— 

Abwendung und Bekämpfung der Hochwasser- und 
Eisgefahr 

Durch die außergewöhnliche Frostperiode im Win- 
ter 1953/54 sind unabweisbare und nicht voraus- 
zusehende Aufwendungen entstanden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

hinter 

870 

— 

*) 15 000,— 

i (Vorgriff) 

Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegen- 
ständen, Maschinen und dergleichen 


Die Abt. Wasserstraßen des Regierungspräsidiums 
Südbaden in Freiburg, die für den Oberrhein die 
Aufgaben einer Bundeswasserstraßen-Mittelbehörde 
wahrnimmt, mußte am 1. Dezember 1953 ihre be- 
helfsmäßige Unterkunft in einem Schulgebäude 
räumen und in ein angemietetes Bürohaus in Frei- 
burg umziehen. Wegen der im Rechnungsjahr 1954 
vorgesehenen Umwandlung der Abt. Wasserstraßen 
in eine Wasser- und Schiffahrtsdirektion der Bun- 
deswasserstraßenverwaltung hat das Regierungs- 
präsidium Südbaden aus Zweckmäßigkeitsgründen 
die dem Lande gehörenden Büromöbel bereits beim 
Auszug aus dem Schulgebäude zurückgezogen. 
Daher mußte ein Teil der Ausgaben schon im 
Rechnungsjahr 1953 als Vorgriff außerplanmäßig 
geleistet werden. 


12 04 55 000,— 

217 


221 ! 263 000,— 


18 000,— 


12 000,— 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskosten- 
beihilfen 

Zwangsläufig entstandener Mehrbedarf bei der 
Seewasserstraßenverwaltung auf Grund gesetz- 
licher Verpflichtung. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Gesetzliche Kosten der Unfallversicherung 

Zwangsläufige in der anfallenden Höhe nicht vor- 
hersehbare Mehrausgaben auf Grund gesetzlicher 
Verpflichtung. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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DM 
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noch Einzelplan 12 — 

Bundesminister für Verkehr — 

(12 04) 

200 000,— 

592 200,— 

Abwendung und Bekämpfung der Hochwasser- und 

304 


i 

Eisgefahr 


Von den Haushaltsmitteln für das Rechnungsjahr 
1953 mußten 195 000, — DM zur Deckung der Kosten 
für die Beseitigung der im Winter 1952/53 ein- 
getretenen Sturmflutschäden in Anspruch genom- 
men werden, so daß für den Winter 1953/54 tat- 
sächlich nur noch Haushaltsmittel in Höhe von 
5000, — DM verfügbar waren. Infolge des anhalten- 
den und starken Frostes sind im Winter 1953/54 je- 
doch unabweisbare Kosten für den Eisbrechdienst 
in Höhe von insgesamt 597 200, — DM entstanden, so 
daß sich zwangsläufig eine überplanmäßige Haus- 
haltsausgabe in Höhe von 592 200, — DM ergibt. 

Kosten anläßlich der Verlegung von Teilen des 
Deutschen Hydrographischen Instituts in das 
953 I Dienstgebäude der Bundesverkehrsbehörden in 

i I ! Hamburg 

Mehr infolge vorzeitiger Durchführung ider Ver- 
legung. Der zweite Bauabschnitt des Dienstgebäu- 
des wird noch im Rechnungsjahr 1953 bezugsfertig, 
so daß der Umzug vorzeitig durchgeführt werden 
muß. Die Ausgabe ist unvermeidlich und unauf- 
schiebbar, da der Umzug zur Einsparung von 
Mieten beschleunigt durchzuführen ist. Der Ver- 
legungszeitpunkt konnte bei Aufstellung des Haus- 
halts 1953 nicht vorhergesehen werden. 

Verwaltungskostenerstattung 

Die von der Gesellschaft für Nebenbetriebe der 
Bundesautobahnen mbH im Aufträge des Bundes 
verwalteten Mittel waren in den Rechnungsjahren 
1951 (Gründung der GfN) und 1952 im Bundes- 
haushalt nicht veranschlagt. Da der Nachweis der 
Einnahmen und Ausgaben jedoch geführt werden 
muß, wurde dies in der Haushaltsrechnung 1953 
entsprechend den §§ 7 und 69 RHO nachgeholt. 
Hierbei ergab sich bei Tit. 220 — Verwaltungs- 
kostenerstattung — eine Mehrausgabe von 
30 000, — DM, die bei der Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1953 nicht vorhergesehen werden konnte. 
Die rechnungsmäßige Überschreitung dieses Titels 
ist zur Durchführung des bruttomäßigen Nachwei- 
ses unabweisbar. Die Einnahmen übersteigen die 
Ausgaben in den Rechnungsjahren 1951 und 1952 
per Saldo um 6 303 638,05 DM. 

Geschäftsbedürfnisse 

Mehr an Kosten für die Verlegung der Dienststelle 
Hamburg der Bundesanstalt für Straßenbau in das 


12 10 55 000,— | 30 000,— 

220 


12 11 5 000,— ' 12 000 — 

200 i 


12 09 | — *) 40 000,— 

hinter 1 (Vorgriff) 
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DM 

DM 



noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

neue Dienstgebäude in Köln. Die Ausgabe ist un- 
vermeidlich und nicht aufschiebbar. Ihre Veran- 
I schlagung im E.P1. 12 unterblieb, weil entsprechend 

! der bisherigen Regelung mit der Bereitstellung der 

Mittel aus E.P1. 60 gerechnet wurde. Im Einzel- 
plan 60 sind aber entsprechende Mittel im Rech- 
nungsjahr 1953 nicht mehr veranschlagt. 
Einsparung an anderer Stelle. 


12 1 2 
~~ 104 


1 567 600 — 


78 000 — 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte 

a) Vergütungen der Angestellten 
Mehr zur Aufarbeitung von Arbeitsrückständen bei 
dem Kraftfahrt^Bundesamt infolge starken An- 
steigens der Kraftfahrzeugzulassungen. Der Mehr- 
bedarf war bei Aufstellung des Haushalts 1953 nicht 
vorherzusehen, da die Steigerung der Arbeiten erst 
im Laufe des Rechnungsjahres eingetreten ist. Die 
sofortige Aufarbeitung der Rückstände ist im In- 
teresse der ordnungsmäßigen Erfassung der Kraft- 
fahrzeuge und der Aufstellung einer zutreffenden 
Statistik unabweisbar. 

Ausgleich wird durch erhöhtes Gebührenaufkom- 
men erwartet. 


hinter 

870 


*) 26 000,— 


12 14 
104 


6 187 400,— 


32 700,— 


Abstimmung der Kartei des Kraftfahrt-Bundes- 
amts mit den Zulassungsstellen 

Die Abstimmung der Kartei des Kraftfaihrt-Bun- 
desamts mit den Zulassungsstellen ist unabweisbar 
und unaufschiebbar, da für die Erstellung einer 
möglichst zutreffenden Kraftfahrzeugbestands- 
statistik beschleunigt zuverlässige Unterlagen ge- 
schaffen werden müssen. Die Ausgabe war nicht 
vorherzusehen; die Fehler in der Kartei wurden 
erst im Laufe des Rechnungsjahres festgestellt. 
Einsparung an anderer Stelle. 


Bezüge der nichtbeamteten Kräfte 

a) Vergütungen der Angestellten 

Mehr infolge Zahlung von Bezügen für drei Mo- 
nate an 19 Angestellte, die anläßlich der Einrich- 
tung einer Deutschen Wetterfernschreibzentrale 
des internationalen Fernschreibnetzes in Europa 
zusätzlich einzustellen waren. Die Mehrausgabe ist 
unvermeidlich und unaufschiebbar, da sie in Erfül- 
lung internationaler Verpflichtungen anfällt. Die 
Ausgabe konnte bei Aufstellung des Haushalts 1953 
nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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DM 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

(12 14) 390 300, — 34 300, — Beschäftigungsvergütungen, Trennimgsentschädi- 

108 gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 

schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Fami- 
lienbesuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Mehr 9300, — DM anläßlich der Einstellung von Fach- 
kräften für die neu eingerichtete Wetterfemschreib- 
zentrale des internationalen Wetterfernschreibnet- 
j j zes in Europa und 25 000, — DM anläßlich der Ver- 

j legung der Abteilungen Synoptische Meteorologie 

und Forschung von Bad Kissingen nach Frankfurt 
(Main) nach Bildung der Zentralstelle im Zuge der 
Vereinigung der Wetterdienste im Bundesgebiet. 

; Beide Mehrausgaben sind unvermeidlich und un- 

j aufschiebbar, da es sich einerseits um die Erfül- 

lung internationaler Verpflichtungen und anderer- 
seits um zwangsläufige Ausgaben im Zuge der 
Neuorganisation des Deutschen Wetterdienstes 
handelt. Bei Aufstellung des Haushalts 1953 waren 
J die Mehrausgaben nicht bekannt. Sie konnten daher 

nicht veranschlagt werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

203 181 800, — 30 000, — Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 

meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Mehr für Portokosten infolge Aufhebung des Post- 
ablösungsverfahrens im Land Bayern. Die Wetter- 
dienststellen in Bayern waren an das Postablö- 
sungsverfahren angeschlossen, das vom Beginn des 
Rechnungsjahres 1953 ab aufgehoben wurde. Der 
Ansatz für Porto war daher entsprechend niedriger 
veranschlagt. Die nunmehr anfallenden Mehraus- 
gaben sind unvermeidlich und unaufschiebbar. Bei 
Aufstellung des Haushalts 1953 waren sie nicht 
vorherzusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

206 453 100, — 280 000, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

Mehr infolge 

a) Erhöhung der Mieten für gewerblich genutzte 
Räume, Anmietung von Diensträumen für die 
neugebildete Zentralstelle des Deutschen Wet- 
terdienstes sowie Erhöhung der Heizungs- und 
Stromkosten; 

b) Zahlung der Mieten für die Flugwetterwarten 
auf deutschen Verkehrsflughäfen. Nach einer 
Vereinbarung mit der Arbeitsgemeinschaft 
deutscher Verkehrsflughäfen ist für die von den 
Flugwetterwarten benutzten Diensträume vom 
Zeitpunkt der Vereinigung der Wetterdienste 
im Bundesgebiet (1. April 1952) ab Miete zu 
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j (Main) notwendig gewordenen Versetzungen sowie 
| der nach Bildung der Bundesanstalt Deutscher 
j Wetterdienst ermöglichten Einbeziehung der Wet- 
terdienstangehörigen der amerikanischen und fran- 
zösischen Besatzungszone in das Bundeswohnungs- 
bauprogramm und der dadurch bedingten ver- 
mehrten Wohnungszuweisungen. Die Mehrausga- 
i ben sind unvermeidlich und unaufschiebbar, zumal 
sie zu einer Einsparung an Trennungsentschädi- 
gung führen. -Sie sind im Haushalt nicht veran- 
schlagt, weil mit Rücksicht auf die laufende Orga- 
nisations- und Wirtschaftlichkeitsprüfung des 
Deutschen Wetterdienstes durch den Bundesrech- 
nungshof im Haushalt 1953 lediglich der Ansatz 
des Vorjahres eingestellt ist. 

Einsparung an anderer Stelle. 


298 29 200, — 27 300, — j Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

I 

Mehr infolge stärkerer Beteiligung an der Gemein- 
schaftsverpflegung. Nach Verbesserung der Ver- 
pflegung in den Gemeinschaftsküchen am Sitz der 
größten Dienststellen des Deutschen Wetterdienstes 
(Hamburg, Frankfurt (Main), Bad Kissingen usw.) 
hat die Teilnehmerzahl erheblich zugenommen, so 
daß nunmehr von den Angehörigen der Dienst- 
stellen mit Gemeinschaftsküche rd. 50 v. H. = 630 
Angehörige an der Verpflegung teilnehmen. Die 
Mehrausgabe war bei Aufstellung des Haushalts 
1953 nicht vorherzusehen, sie ist unvermeidlich und 
unaufschiebbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

12 15 375 000, — 160 000, — Ergänzung und Unterhaltung der flugsicherungs- 

301 technischen Anlagen und Geräte 

Durch die Übernahme der gesamten Flugsicherung 
| und einer großen Zahl neuer Sender ist der Ver- 

I brauch an Sender-, Empfänger- und Verstärker- 

röhren gestiegen. Ferner sind erhebliche nicht vor- 
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DM 

DM 



hinter 
Kap. ! 

12 16 I 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


*) 333 775,59 


aussehbare Kosten dadurch entstanden, daß auf 
: Grund neuer ICAO-Bestimmungen Frequenz- 

umstellungen erforderlich waren und dadurch neue 
Quarze beschafft werden mußten. Ferner sind 
Mehrkosten entstanden für die Ausstattung der 
Dienststellen mit den notwendigsten Werkzeugen 
und für die Ergänzung der nachrichtentechnischen 
Anlagen, die bei der Veranschlagung noch nicht 
vorauszusehen waren, da ein ausreichender Ein- 
blick in die Verhältnisse unter der alliierten Ver- 
! waltung der Flugsicherungs-Aufgaben nicht zu 

* gewinnen war. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Ausgaben der Vorläufigen Bundesstelle für Luft- 
fahrtgerät und Flugunfalluntersuchung 

Mit Beginn des Rechnungsjahres 1953 war die Er- 
richtung eines Luftfahrt-Bundesamtes geplant. 
Hierfür wurde im Bundeshaushalt für 1953 das 
Kap. 12 16 — Bundesluftamt — neu auf gestellt. 
Das Gesetz über das Luftfahrt-Bundesamt wurde 
jedoch in der letzten Legislaturperiode nicht mehr 
verabschiedet. Der Deutsche Bundestag hat das 
Kapitel 12 16 für 1953 gesperrt. 

Im Vorjahr bestand jedoch bereits die Vorläufige 
Prüfstelle für Luftfahrzeuge in München, deren 
Kosten aus Kap. 1 Tit. 52 für 1952 bestritten wur- 
den. Da mit der Übergabe des Flugsicherungs- 
dienstes von der Alliierten Hohen Kommission für 
Deutschland an den Bund ab 1. Juli 1953 neue Auf- 
gaben hinzukommen — u. a. Wahrnehmung des 
Such- und Rettungsdienstes, Untersuchung von Un- 
! fällen der Zivilluftfahrt — , die bereits im Gesetz- 

t entwurf über das Luftfahrt-Bundesamt vorgesehen 

und im Haushalt 1953 — Kap. 12 16 — berücksich- 
j tigt waren, wurde die „Vorläufige Bundesstelle für 

Luftfahrtgerät und Flugunfalluntersuchung“ mit 
dem Sitz in Bonn errichtet. In diese sind die bis- 
j herige Prüfstelle für Luftfahrzeuge in München 
und die Prüfstelle an der Technischen Hochschule 
in Darmstadt als Prüfleitstellen eingegliedert 
| worden. 

Die notwendigen Ausgaben für die Vorläufige 
Bundesstelle betragen im Rechnungsjahr 1953 
| 333 775,59 DM. Hierfür ist eine außerplanmäßige 

l Haushaltsausgabe erforderlich gegen Einsparung 

in gleicher Höhe bei den entsprechenden Haushalts- 
I ansätzen des Kapitels 12 16. 
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25 01 
206 


534 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 


19 800,— 58 700 — 


4 500 000 — 


550 000,— 
(Vorgriff) 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Nach den erst im November 1953 abgeschlossenen 
Auseinandersetzungsverhandlungen zwischen Bund 
und Nordrhein-Westfalen verbleibt das Bürohaus I 
am Bundeshaus, das vom Bundesministerium für 
Wohnungsbau benutzt wird, vorläufig im Eigentum 
des Landes Nordrhein-Westfalen. Die Miete für die 
Benutzung von Büroräumen in diesem Gebäude 
mußte an das Land Nordrhein-Westfalen nachträg- 
lich ab 1. Dezember 1949 gezahlt werden. 

Mittel für diesen Zweck waren im Rechnungsjahr 
1953 nicht veranschlagt worden, da die Ausgabe 
bei Aufstellung des Haushalts 1953 noch nicht 
feststand. Nach Klärung der Mietzahlungsver- 
pflichtung für die Zeit bis zum 31. März 1954 war 
die Ausgabe unabweisbar notwendig. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Darlehen zur Förderung von Versuchs- und Ver- 
gleichsbauten und zur Entwicklung neuer Bau- 
arten, Baugeräte und Bauverfahren für den Woh- 
nungsbau und den baulichen Luftschutz 

Die überplanmäßig bewilligten Mittel sind nicht 
verausgabt worden, da der Stand der Baumaßnah- 
men die Auszahlung der vorgesehenen Darlehen 
nicht zuließ. Der Baufortschritt war durch Witte- 
rungseinflüsse' gehemmt. Die Mittel waren für die 
Durchführung von Versuchs- und Vergleichsbauten 
in Berlin, Marburg und Pforzheim vorgesehen. Die 
inzwischen fällig gewordenen Darlehen sind aus 
der Haushaltsbewilligung für 1954 entnommen 
worden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


26 01 
303 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene — 


50 000,— 


20 000 ,— 


Vorbereitung und Durchführung von Rückfüh- 
rungsmaßnahmen für aus ausländischem Gewahr- 
sam entlassene Deutsche 

Für die Ende 1953 im Bundesgebiet eingetroffenen 
größeren Heimkehrertransporte aus der Sowjet- 
union, Jugoslawien, Ungarn sind die Kosten für 
den Transport der Kriegsgefangenen aus dem Ge- 
wahrsamsland bis zur deutschen Grenze zum Teil 
von der Bundesrepublik zu tragen. Für diese un- 
vorhergesehene Ausgabe reicht der Haushalts- 
ansatz im Titel 303 nicht aus. 

Zur Leistung der Ausgabe liegt ein unabweisbares 
Bedürfnis vor; sie war bei Aufstellung des Haus- 
haltsplanes 1953 nicht vorauszusehen. 
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(26 Q l) 
305 


hinter 

308 


hinter 

650 


26 03 
104 


noch Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene — 


3 555 500, — 


2 561 400 — 


338 952,— 


*) 1 200 000 ,— 


*) 140 000,— 

J 

,r 


2 150 700,15 


Für die Erfüllung von Suchdienstaufgaben und die 
dokumentarische Erfassung der deutschen Kriegs- 
gefangenen, der Wehrmachtvermißten, der Zivil- 
verschleppten, der Zivilgefangenen und der ver- 
mißten Heimatvertriebenen 

Der Haushaltsansatz reicht nicht aus, um die Mehr- 
ausgaben, die durch die auch den Angestellten des 
Suchdienstes zugestandene Erhöhung der Grund- 
vergütung entstanden sind, zu decken, Durch die 
Notwendigkeit der Befragung der letzten Heim- 
kehrer kam eine Arbeitsvermehrung der Landes- 
nachforschungsdienste hinzu, die zusätzliche Mittel 
erforderte. 

Die Ausgabe ist unabweisbar und konnte nicht 
vorhergesehen werden. 

Einmalige Unterstützung für die nach dem 26. Sep- 
tember 1953 aus ausländischem Gewahrsam ein- 
treffenden Gefangenen 

Als erste Hilfe zur Befriedigung dringendster per- 
sönlicher Bedürfnisse erwies es sich als unabweis- 
bar, jedem nach dem 26. September 1953 im Bun- 
desgebiet eintreffenden Heimkehrer eine einmalige 
Unterstützung von 100, — DM zu zahlen. Die Mehr- 
ausgabe konnte bei Aufstellung des Haushalts 1953 
nicht vorhergesehen werden. 

Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland an 
der Internationalen Gesellschaft für Christlichen 
Aufbau, Gemeinnützige GmbH 

Das Bundeskabinett hat am 27. März 1953 einstim- 
mig beschlossen: „Die Bundesregierung stellt der 
Internationalen Gesellschaft für Christlichen Auf- 
bau, Gemeinnützige Gesellschaft mbH, Heidelberg, 
140 000, — DM als Zuschuß zu den Kosten der Pla- 
nungs- und vorbereitenden Arbeiten zur Verfü- 
gung, die die Gesellschaft zur Erfüllung ihrer Auf- 
gabe durchgeführt.“ 

Vergütungen der Angestellten 

Der Flüchtlingsanlauf in Berlin, Gießen und Uelzen 
war so groß, daß das vorhandene Personal zur Ab- 
fertigung der Aufnahmesuchenden nicht ausreichte. 
Zur Vermeidung zu hoher Kosten für Betreuung 
und Verpflegung der Flüchtlinge durch einen zu 
langen Aufenthalt im Lager und zur Schaffung von 
Unterkünften für die weiteren Zugänge mußten 
Abhilfsmaßnahmen eingeleitet werden. Eine 
erhebliche Personalverstärkung war deshalb not- 
wendig. 

Zur Leistung der überplanmäßigen Ausgabe lag 
ein unabweisbares Bedürfnis vor, das bei Aufstel- 
lung des Haushalts 1953 nicht vorauszusehen war. 
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noch Einzelplan 26 — 

Bundesminister für Vertriebene — 

(26 03) 

108 

122 000,— 

92 000,— 

i Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädi- 
gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Fami- 


| lienbesuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Bei der infolge des verstärkten Flüchtlingsanlaufs 
notwendig gewordenen Personalvermehrung im 
Notaufnahmeverfahren in Berlin mußte ein Teil 
der Ausschußmitglieder aus dem Bundesgebiet 
herangezogen werden, weil nach der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes über die Notauf- 
nahme von Deutschen in das Bundesgebiet vom 
11. Juni 1951 (BGBl. I S. 381) die Hälfte der Bei- 
i sitz er der Ausschüsse vom Bundesrat benannt 

| wird. Hierdurch erhöhte sich die Zahl der Tren- 
nungsentschädigungsempfänger. Die veranschlag- 
! ten Haushaltsmittel reichten nicht aus. Die Aus- 
gabe ist unabweisbar und konnte nicht vorausge- 
sehen werden. 


200 ! 70 000,— 


201 | 12 000 ,— 


60 000, — Geschäftsbedürfnisse 

Durch den erhöhten Flüchtlingsanlauf im Notauf- 
nahmeverfahren trat ein Mehrbedarf an Büro- 
materialien und Formularen ein, der aus den 
laufenden Mitteln nicht gedeckt werden konnte. 
Die Ausgabe ist unabweisbar, sie war bei Aufstel- 
lung des Haushalts 1953 nicht vorauszusehen. 
Einsparung von 40 500, — DM an anderer Stelle. 


55 500,— 


Unterhaltung und Ersatz der Geräte und Ausstat- 
tungsgegenstände in den Diensträumen 

Die durch das Ansteigen des Flüchtlingsanlaufs im 
Notaufnahmeverfahren notwendig gewordene Per- 
sonalverstärkung machte auch die Beschaffung 
zusätzlicher Ausstattungsgegenstände und Büro- 
maschinen erforderlich. Der Haushaltsansatz reichte 
hierzu nicht aus. Die Ausgabe ist unabweisbar, sie 
war bei Aufstellung des Haushalts 1953 nicht vor- 


auszusehen. 


203 50 000, — 76 500, — Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 

meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Durch den erhöhten Flüchtlingsanlauf im Notauf- 
nahmeverfahren trat eine Vermehrung der Fern- 
sprechgebühren und Portokosten ein. Zur Deckung 
dieser Ausgaben reichte der Haushaltsansatz nicht 
aus. Die Ausgabe ist unabweisbar, sie war bei Auf- 
stellung des Haushalts 1953 nicht vorauszusehen. 
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26 03 
298 


noch Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene — 

14 900, — 45 000, — Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Die durch den erhöhten Flüchtlingsanlauf im Not- 
aufnahmeverfahren Berlin notwendig gewordene 
I Personalverstärkung zog ein Ansteigen der Ausga- 
ben für Zuschüsse zur Gemeinschaftsverpflegung 
nach sich. Der unabweisbare und nicht vorauszuse- 
hende Mehrbedarf kann aus den laufenden Mitteln 
nicht gedeckt werden. 


Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


27 01 — *) 4 500 000, — , Lebensmittelhilfe für die Bewohner der sowjeti- 

hinter sehen Besatzungszone und den Ostsektor von 

302 ; Berlin 

i Die US-Regierung hat für die Durchführung einer 

Hilfsaktion in der sowjetischen Besatzungszone 
und dem Ostsektor von Berlin Lebensmittel in 
! Höhe von 60 000 t gestiftet. Die Bundesrepublik 

hat sich vertraglich verpflichtet, alle Kosten, die 
: im Zusammenhang mit der Löschung, dem Um- 

j schlag usw. stehen, sowie darüber hinaus alle son- 
j stigen Nebenkosten wie Warenbewegungskosten 

(Hafenumschlag, Zwischenlagerung, Rollgelder 
usw.) und Be- und Verarbeitungskosten einschl. 

1 der Um- und Abpackkosten zu tragen. Die Gesamt- 

! kosten werden sich für das laufende Rechnungs- 
jahr auf 4 500 000, — DM belaufen. Sie konnten 
bei Aufstellung des Haushalts 1953 nicht vorausge- 
sehen werden. 


206 | 258 600, — j 14 300, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

| I Diensträumen 

i Die Mehraufwendungen beruhen u. a. auf erhöh- 

j ten Mietzahlungen, die sich insbesondere durch die 

| verspätete Verlegung der Dienststelle von der 

| Auermühle zur Koblenzer Straße 2 ergeben haben, 

und die zum anderen auf die Erhöhung der Miet- 
preise zurückzuführen sind. Darüber hinaus hat 
sich ein Mehrbedarf an Heizungskosten in dem 
j Mietgebäude Koblenzer Straße 2 herausgestellt, 

die nach einem Gutachten der Lieferfirma der Hei- 
zungsanlage veranschlagt, aber, wie sich jetzt ge- 
zeigt hat, unzureichend bemessen waren. Diese 
unabweisbare Ausgabe war bei der Aufstellung 
des Haushalts 1953 nicht vorauszusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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DM 

DM 



hinter 
E. Pl. 28 
(an 

1. Stelle) 


hinter Einzelplan 28 — Bundesminister für Familienfragen — 


*) 375 100 — 


Personalausgaben, Sachausgaben und einmalige 
Ausgaben 

Durch die durch Urkunde des Bundespräsidenten 
vom 20. Oktober 1953 vollzogene Ernennung des 
BundesministersfürFamilienfragen wurde das Bun- 
desministerium neu geschaffen. Die Ausgaben für 
dieses neue Ministerium konnten infolgedessen bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans für 1953 nicht 
vorgesehen werden. Sie ließen sich auch nicht bis 
zur Feststellung des Haushaltsplans 1954 zurück- 
stellen. Sie sind in der geleisteten Höhe unab- 
weisbar. 


hinter 
E. Pl. 28 
(an 

2. Stelle) 


hinter Einzelplan 28 — Bundesminister für besondere Aufgaben — 

— *) 534 800, — j Personalausgaben, Sachausgaben und Einmalige 

I Ausgaben 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers sind im Okto- 
ber 1953 vier Bundesminister für besondere Auf- 
gaben vom Bundespräsidenten ernannt worden. 
Die Ausgaben der Bundesminister für besondere 
Aufgaben konnten daher bei der Aufstellung des 
Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1953 nicht 
vorhergesehen werden. Sie ließen sich auch nicht 
bis zur Feststellung des Haushaltsplans 1954 zu- 
rückstellen. Sie sind in der geleisteten Hohe unatb- 
| weisbar. 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


32 06 

— 

100 000 000,— 

hinter 



682 



32 07 

5 000 000 — 

180 000 000,— 

301 

(Rest aus 


1952) 

i 


Tilgung von unverzinslichen Schatzanweisungen 
des Bundes 

Unvorhergesehene und unabweisbare Ausgaben 
für die Tilgung der von der Deutschen Bundespost 
übernommenen unverzinslichen Schatzanweisungen 
des Bundes, für die die Deutsche Bundespost eine 
Verlängerung der Laufzeit mit Rücksicht auf die 
Entwicklung ihrer finanziellen Lage nicht mehr zu- 
gestehen konnte. 

Zum Ankauf von Schuldurkunden des Bundes 

Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung hat der Übernahme von 
262 000 000, — DM Schuldbuchforderungen für das 
Rechnungsjahr 1954 nur unter der Bedingung zu- 
gestimmt, daß der Bund die der Bundesanstalt im 
Rechnungsjahr 1953 zugeteilten Schuldbuchforde- 
rungen vorübergehend gegen Zahlung des Über- 
nahmepreises von 185 000 000, — DM zurückerwirbt. 
Diese unabweisbare Ausgabe konnte bei Aufstel- 
lung des Haushalts 1953 nicht vorhergesehen wer- 
den. 
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DM 

DM 



32 06 
684 


;62 432 500,— 




noch Einzelplan 32 — Bundessehuld — 


Eine Behandlung der Überschreitung als Vorgriff 
(30 Abs. 3 RHO) scheidet aus, weil Tit. 301 im 
Rechnungsjahr 1954 ohne Geldansatz ausgebracht 
ist (Leertitel) und ein Ausgaberest nicht zur Ver- 
i fügung steht, also eine Deckung aus künftigen 
Mitteln nicht stattfinden kann. Entscheidend ist 
hierbei, daß der Übertragbarkeitsvermerk bei 
Tit. 301 im Rechnungsjahr 1954 weggefallen ist. 


65 000,— 


I 


Tilgung der durch die Abkommen mit der Schweiz 
geregelten Verbindlichkeiten 

Bei der auf Grund des Abkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft gegen das ehern. Deut- 
sche Reich am 26. August 1952 (BGBl. 1953 II S. 15) 
zu leistenden Tilgungszahlung ist der von der 
Bank deutscher Länder berechnete Kurs höher als 
der veranschlagte Kurs. Die Kursdifferenz konnte 
bei Aufstellung des Haushaltsplans 1953 nicht vor- 
hergesehen werden. 

Einsparung an anderer Stelle (Kap. 3205, Tit. 681). 


Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 


40 03 28 120 272,54 | 22 163 690,54 

301 ' j 


302 67 603 755,86 72 655 618,76 jj 


hinter 

303 


*) 425 000,— 


Kosten der Grenzdurchgangslager und Notauf- 
nahmelager sowie der Rückführung von Deutschen 
aus dem Auslande und aus den unter fremder Ver- 
waltung stehenden deutschen Gebietsteilen 

Zuschüsse oder Darlehen zur Errichtung von Woh- 
nungen für Kriegsfolgenhilfe-Empfänger und zur 
Förderung der Erziehung und Erwerbsbefähigung 
von jugendlichen Kriegsfolgenhilfe-Empfängern 

Die Mehrausgabe beruht zu einem Teil darauf, daß 
der Haushaltsvorgriff aus dem Rechnungsjahr 1952 
im Rechnungsjahr 1953 nicht eingespart werden 
konnte. Zum anderen Teil beruht sie darauf, daß 
das Gesetz zur Deckung der Aufwendungen für 
die Sowjetzonenflüchtlinge, das der Veranlagung 
zugrunde lag (vgl. Vorbemerkung zu Kap. 4003), 
nicht zustande gekommen ist. Sie ist zwangsläufig 
und war nicht voraussehbar. 

Kosten der Rückführung oder Rückkehr von 
Evakuierten 

Kosten der Rückführung oder Rückkehr von 
Evakuierten, die gemäß § 8 des Bundesevakuier- 
tengesetzes zu 85 v. H. vom Bund zu tragen sind. 
Ausgabe wurde nicht vorhergesehen. Das Bedürf- 
nis ist unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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DM 
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noch Einzelplan 40 — 

- Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

40 06 ! 

302 

41 500 000,— 

! 34 906 861,95 

i 

Anteilige Erstattung der Verwaltungskosten für 
die Ausgleichsleistungen 


; Die bisherigen Ermittlungen zur Feststellung der 

; in Durchführung des Lastenausgleichsgesetzes ent- 

! stehenden Verwaltungskosten, die der Bund nach 

i § 351 Abs. 3 LAG den Landern zur Hälfte erstattet, 

haben ergeben, daß der Ansatz zu niedrig geschätzt 
war. Ebenso hat sich herausgestellt, daß die Ver- 
| waltungskosten für das Währungsausgleichsgesetz 

zu niedrig veranschlagt worden sind. 

Einsparung an anderer Stelle. 

| 

40 0 7 — | *) 57 465, — Erstattung von Ausgleichsbeträgen gemäß § 14 

hinter ! Abs. 2 des Gesetzes zu Art. 131 GG 

330 | Ausgleichsbeträge nach § 14 Abs. 2 des Gesetzes 

| zur Art. 131 GG, die im Rechnungsjahr 1952 ver- 

einnahmt und im Rechnungsjahr 1953 als überzahlt 
I zurückzuzahlen sind (vgl. § 70 Abs. 1 RHO und 

BMF vom 25. Oktober 1954 — II C — SK 0713 — 
2/53). 

i 

40 09 600 000, — | 151 106, — j Beschäftigungs Vergütungen, Trennungsentschädi- 

108 j gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 

] schüsse 

| Die Zahl der Empfänger von Trennungsentschädi- 
! gungen ist infolge Einstellung weiterer Beamten 
| z. Wv. nicht in dem erwarteten Maße gesunken. 
Einsparung an anderer Stelle. 

202 200 000,— 35 256,20 Bücherei 

Der Mehrbetrag war für die ausreichende Aus- 
stattung der in der Versorgungsverwaltung tätigen 
Referenten und Abschnittführer mit den einschlä- 
gigen Gesetzes- und Handbüchern unabweisbar 
notwendig. 

Einsparung an anderer Stelle. 

I 

215 a 485 000, — 291 560,24 j Reisekostenvergütungen 

| a) Inlandsreisen 

j Verstärkte Inanspruchnahme der Ausgabemittel 
durch auswärtige Sprechtage der Versorgungs- 
ämter und Orthopäd. Versorgungsstellen, vermehrt 
notwendig gewordene Dienstreisen der Fiskusver- 
treter zu den Spruchbehörden sowie Reisen der 
Ärzte und anderen Bediensteten zu den Ausbil- 
dungslehrgängen. Die Ausgabe war nicht vorher- 
! sehbar und unabweisbar. 

! Einsparung an anderer Stelle. 
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Betrag der über- 



Haushalts- 

planmäßigen 


Kap. 

Tit. 

! betrag 

j für 1953 

1 

und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

. 

Begründung 


1 DM 1 

DM 



noch Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

(40 09) 200 000, — 10 932,77 Umzugskostenvergütungen und Umzugskosten- 

^217 beihilfen 

| I Durch die vermehrte Bereitstellung von Wohnun- 

! gen an Trennungsentschädigungsempfänger haben 

! j sich die Ausgaben zwangsläufig erhöht. 

Einsparung an anderer Stelle. 

221 15 000 000, — 3 752 118,03 Beweiserhebung und Kostenerstattung in 

Versorgungsangelegenheiten 

| Die in vermehrtem Umfange durchgeführten Nach- 

untersuchungen und die Erhöhung der Preugo- 
| sätze um rd. 25 v. H. haben die erwartete Aus- 

gabenminderung vereitelt. Der Ansatz mußte 
: ; daher um die überplanmäßige Ausgabe über- 

; schritten werden. 

i ' Einsparung an anderer Stelle. 

298 ; 400 000, — 150 489,85 Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Durch den Wiederaufbau der Versorgungsverwal- 
tung hat sich die Zahl der Verpflegungsteilnehmer 
weiterhin erhöht. Die dadurch erforderlich gewor- 
dene Vermehrung und der Ausbau der Gemein- 
| schaftsküchen bedingen die Erhöhung der Ausga- 

j ben. Sie mußten, weil unabweisbar, überplanmäßig 

I geleistet werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

303 180 000 000, — 1 110 971,15 Kosten der Heilbehandlung und damit zusammen- 

| hängende Ausgaben 

I Das Zweite Gesetz zur Änderung und Ergänzung 

des Bundesversorgungsgesetzes vom 7. August 1953 
| hat die Kosten der Heilbehandlung insbesondere 

der Ausgaben für die kleineren Heilmittel für An- 
i gehörige der Beschädigten und an Hinterbliebene 

erhöht. Eine weitere Steigerung ist durch die Er- 
! höhung der Krankenhaussätze eingetreten. Daher 

war eine überplanmäßige Ausgabe in der nachge- 
| wiesenen Höhe unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

304 230 000 000, — 150 000 000, — j Erstattung an die Rentenversicherungsträger und 

| die Seeberufsgenossenschaft in Hamburg 

| Die Höhe der den Trägem der gesetzlichen Ren- 

j tenversicherung zu erstattenden Mehraufwendun- 

gen ist noch umstritten; bei dem Mehrbeträge von 
! 150 000 000, — DM handelt es sich um eine weitere 

Abschlagszahlung. Sie war unvorhergesehen und 
| unabweisbar. 

j ! Einsparung an anderer Stelle. 
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DM 

DM 



noch Einzelplan 40 — 

Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

(40 09) 

11 000 000,— 

1 335 785,14 

Unterhaltsbeihilfen für Angehörige von Kriegs- 


305 | | gefangenen 

Durch das Zweite Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Bundesversorgungsgesetzes vom 7. Au- 
j gust 1953 haben sich zwangsläufig auch die Unter- 

haltsbeihilfen für Angehörige von Kriegsgefange- 
nen erhöht. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

60 02 135 000, — 30 110, — Außergewöhnlicher Aufwand deutscher Delega- 

241 tionen und Dienststellen im Verkehr mit dem Aus- 

land 

Mehrbedarf bedingt durch vermehrte dienstliche 
Reisen deutscher Delegationen und Regierungsver- 
treter ins Ausland und vermehrte Empfänge aus- 
I ländischer Delegationen, Missionen und Regierungs- 

vertreter bei Bundesdienststellen im Inlande. Der 
j vermehrte dienstliche Verkehr mit dem Auslande 

ist auf die Ausdehnung des deutschen Außenhan- 
dels und auf die zunehmende Weltgeltung der 
j Deutschen Bundesrepublik im Auslande zurückzu- 

führen. Die Ausgaben waren unabweisbar und 
nicht vorherzusehen. 

*) Der Betrag wird eingespart. 

hinter — 1863000000, — : Verausgabung des am Schluß des Rechnungsjahres 

Tit. 399 | 1953 (30. Juni 1954) vorhandenen Überhangs an Be- 

satzungskosten und Auftragsausgaben im Bundes- 
! gebiet 

Der Überhang an Besatzungskosten und Auftrags- 
ausgaben im Bundesgebiet am Schluß des Rech- 
I j nungsjahres 1953 (30. Juni 1954) beträgt 1 863 Mio 

! DM. 

i 

I Die in den monatlich veröffentlichten Kassenaus- 

weisen nachgewiesenen Kassenbestände des Bundes 
enthalten diesen hohen Überhang an Besatzungs- 
kosten und Auftragsausgaben. Das bedeutet also, 
daß im Kassenbestand Beträge enthalten sind, die 
der Sache nach keinen freien (echten) Kassenüber- 
! schuß darstellen, weil diese Mittel zur Deckung sol- 
| ! eher Verpflichtungen gegenüber den Besatzungs- 

| i ■ mächten bereitgehalten werden müssen, die auf 

j | jederzeitigen Abruf zu erfüllen sind. Die Besat- 

i zungsmächte haben wiederholt und unzweideutig 

erklärt, daß sie das Guthaben abrufen und daß es 
; | bereits (bis auf einen Restbetrag von 1 Mio DM) 

verplant sei. Der Nachweis dieser Mittel im Kassen- 
bestand des Bundes hat in der Öffentlichkeit fort- 
; gesetzt zu falschen Schlußfolgerungen über die 

Finanz- und Haushaltslage des Bundes geführt. 
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DM 

DM 



(60 02) 
hinter 
570 


hinter 

570 


noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 



*) 

217 000 000,— 


*) 

60 000 000 — 


Es kommt hinzu, daß dieser Zustand auch bei Ver- 
handlungen auf internationaler Ebene Nachteile 
von nicht zu unterschätzender Bedeutung hervor- 
ruft. Bei der Abgabe der OEEC-Berichte und bei 
den Verhandlungen über die Höhe des Verteidi- 
gungsbeitrages wird überall vom kassenmäßigen 
Ergebnis, also nicht vom tatsächlichen Zustand 
ausgegangen. 

Es ist deshalb dringend geboten, den am Jahres- 
schluß ausgewiesenen Kassenbestand mit der 
finanzwirtschaftlichen Situation in Einklang zu 
bringen und in Höhe des am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1953 (30. Juni 1954) vorhandenen 
Überhangs an Besatzungskosten und Auftragsaus- 
gaben (E. PL 35 Teil B — Bundesgebiet — ) eine 
Rücklage zu bilden, auf die bei Abruf der Mittel 
durch die Besatzungsmächte jederzeit zurückge- 
griffen werden kann. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 43. Sitzung am 7. September 1954 — 
Protokoll Nr. 43 — dieser außerplanmäßigen Aus- 
gabe zugestimmt mit der Maßgabe, daß über die 
Rücklage nur im Einvernehmen mit dem Haus- 
haltsausschuß verfügt wird. Ebenso Lat der Bun- 
desrechnungshof zugestimmt. 


Betriebsmitteldarlehen an den Lastenausgleichs- 
fonds 

Nach den §§ 2 und 7 des Gesetzes über die Förde- 
rung des Wohnungsbaues für Umsiedler in den 
Abnahmeländern und des ' Wohnungsbaues für 
Sowjetzonenflüchtlinge in Berlin soll der Bund dem 
Ausgleichsfonds zur Förderung des Wohnungsbaues 
für Umsiedler in den Aufnahmeländern und für 
Sowjet Zonenflüchtlinge in Berlin den Gesamtbe- 
trag von 225 Mio DM im Rechnungsjahr 1953 zur 
Verfügung stellen. Der Ausgleichsfonds hat dem 
Bund diesen Betrag bis längstens 1. April 1961 zu- 
rückzuzahlen. Da das obengenannte Gesetz erst am 
30. Juli 1953 verkündet wurde, konnten die haus- 
haltsmäßigen Auswirkungen erst für den Entwurf 
des Bundeshaushaltsplans 1954 berücksichtigt wer- 
den. 

Betriebsmitteldarlehen an die Deutsche Bundes- 
bahn 

Auf Grund des Vertrages zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und der Deutschen Bundesbahn 
vom 1. Juni 1953 ist der Deutschen Bundesbahn ein 
Kassenkredit in Höhe von 60 Mio DM gewährt 
worden, der in Hohe des Zentralbankdiskontsatzes 
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| DM 

DM 
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hinter 
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hinter 

961 


hinter 

961 


noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


*) 668 300,— 


*) 

18 480 000,— 


*) 

10 000 000 — 


zu verzinsen ist. Da Mittel für diese unabweisbare 
Ausgabe im Rechnungsjahr 1953 nicht veranschlagt 
waren, mußte sie außerplanmäßig geleistet wer- 
den. Der Betrag ist im Rechnungsjahr 1953 wieder 
zurückzuzahlen. 

Zahlungen für in der Schweiz eingezogenes deut- 
sches Vermögen nach dem Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik und der Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft 

Zahlungen des Veräußerungserlöses an die Berech- 
tigten des in der Schweiz eingezogenen deutschen 
Vermögens, zu denen der Bund auf Grund des 
Art. 9 des Abkommens mit der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft vom 26. August 1952, ratifiziert 
durch Gesetz vom 7. März 1953 (BGBl. II S. 15), 
verpflichtet ist. Die Ausgabe war nicht vorherzu- 
sehen und ist unabweisbar. 

Tilgung der Schuld beim Internationalen Währungs- 
fonds 

Die Bundesrepublik ist gern. Beitrittsgesetz vom 
28. Juli 1952 (BGBl. II S. 637) Mitglied des Inter- 
nationalen Währungsfonds geworden. Sie hat die 
Subskriptionszahlungen an den Fonds zum Teil 
durch Hinterlegung eines bei Sicht fälligen, auf 
DM lautenden Schuldscheines geleistet. Der Schuld- 
schein kann zur teilweisen Einlösung insbesondere 
dann vorgelegt werden, wenn andere Mitgliedlän- 
der vom Fonds DM zu erwerben wünschen. Die 
Türkei hat im August 1953 einen DM-Beitrag von 
18,48 Mio DM vom Fonds gekauft. Dieser Betrag 
ist unter Anrechnung auf den hinterlegten Schuld- 
schein an den Fonds zu zahlen. Die Ausgabe ist un- 
abweisbar. Sie konnte bei Aufstellung des Haus- 
halts 1953 nicht vorhergesehen werden. 

Betriebsmitteldarlehen an die Preußische Berg- 
werks- und Hütten-AG, Hannover 

Um Stockungen bei der Durchführung der laufen- 
den, der Rationalisierung dienenden Investitionen 
zu vermeiden, benötigte die Preußische Bergwerks- 
und Hütten AG, Hannover, zur Deckung eines 
Spitzenbedarfs ein Überbrückungsdarlehen in Höhe 
von 10 Mio DM bis zum 28. Februar 1954. Das 
Darlehen wird zu den üblichen Bedingungen ver- 
zinst. Es ist am 8. Februar 1954 zurückgezahlt und 
bei Kap. 60 01 Tit. 45 a — Tilgungsbeträge — 
überplanmäßig vereinnahmt worden. Die Ausgabe 
ist unabweisbar und war bei Aufstellung des 
Haushalts 1953 nicht vorauszusehen. 
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noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

(60 02) 

— 

1007 726 526,06 

Zur Deckung des restlichen Teils des kassenmäßi- 

999 



gen Fehlbetrags beim außerordentlichen Haushalt 
1951 im Betrage von 1 308 163 176,02 DM 



*) 

934 453 583,44 

300 436 649,96 DM wurden bereits im ordentlichen 
Haushalt für das Rechnungsjahr 1952 bei Epl. XXIII 
hinter Kap. E 15 zur Deckung außerplanmäßig ein- 
gestellt. 

hinter 

999 

j 

Zur Deckung des kassenmäßi p^en Fphlbetr^ges beim 
außerordentlichen Haushalt 1953 

60 03 

78 959 000 — 

4 022 277,12 

Versorgungsausgaben, die durch das Zweite Über- 

154 


leitungsgesetz vom 21. August 1951 (BGBl. I S. 774) 


vom Bund übernommen worden sind. 


Der Senator für Inneres Berlin bezifferte den Be- 
darf an Haushaltsmitteln für Versorgungsausgaben 
für die unter das Zweite Überleitungsgesetz fal- 
lenden Personen des Landes Berlin für das Rech- 
nungsjahr 1953 mit 1 646 000, — DM, während der 
wirkliche Bedarf des Landes Berlin 8 356 000, — DM 
betrug. Auf Grund der Anmeldung Berlins waren 
im Haushalt der Allgemeinen Finanzverwaltung 
bei Kap. 60 04 Tit. 154 für das Rechnungsjahr 1953 
nur 1646000, — DM veranschlagt. Die späte Feststel- 
lung des Mehrbedarfs, erklärt der Senator für 
Inneres Berlin, sei darauf zurückzuführen, daß das 
Zweite Überleitungsgesetz, das die Übertragung 
der Versorgungszahlen auf den Bund mit Wirkung 
vom 1. April 1950 (für Berlin jedoch erst mit Wir- 
kung vom 1. April 1951) regelt, erst (viel später) 
durch das Dritte Überleitungsgesetz vom 4. Januar 
1952 auf Berlin ausgedehnt wurde und die Ermitt- 
lung der endgültigen Versorgungsausgaben durch 
den Senator für Inneres nahezu zwei Jahre in An- 
spruch genommen habe. 

Die wirkliche Mehrausgabe bei Kap. 60 03 Tit. 154 
beträgt infolge Minderausgaben bei verschiedenen 
Ressorts 4 022 277,12 DM. Die Ausgabe war nicht 
vorhersehbar und ist zwangsläufig, da sie auf ge- 
setzlicher Grundlage beruht. 


Nachträgliche Mitteilung einer überplanmäßigen Bewilligung aus dem Rechnungsjahr 1952 


Epl. X 
Kap. E 
11 Tit. 5 


118 750 000,- 




10 291 611, — 


Kosten der Vorratshaltung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse 

Die überplanmäßige Bewilligung erfolgte auf 
Grund eines Gutachtens des Bundesrechnungshofs, 
das abgewartet werden mußte. 
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